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 Schluss mit der Blackbox der sogenannten NGO-Finanzierung! – Transpa-

renz und klare Regeln statt Schattenagenda auf Kosten der Steuerzahler  

Antrag 
der Fraktion der FDP 
Drucksache 18/13819 

– Anhörung von Sachverständigen (siehe Anlage) 

Vorsitzende Carolin Kirsch: Sehr geehrte Damen und Herren! Liebe Kolleginnen und 
Kollegen! Ich heiße Sie herzlich zur 76. Sitzung des Haushalts- und Finanzausschus-
ses willkommen. Ich begrüße alle anwesenden Ausschussmitglieder, die Vertreterin-
nen und Vertreter der Medien, alle Zuschauerinnen und Zuschauer sowie den Sit-
zungsdokumentarischen Dienst. Mein Gruß gilt besonders den heute hier anwesenden 
Sachverständigen. 

Im Namen der Ausschussmitglieder danke ich den teilnehmenden Sachverständigen 
für Ihre Bereitschaft, unsere Beratung zu diesem Beratungsgegenstand durch Ihre Ex-
pertise zu unterstützen. Auf Grundlage der von Ihnen vorab eingereichten schriftlichen 
Stellungnahmen führen wir in öffentlicher Sitzung nun die Anhörung zu dem Antrag 
der FDP-Fraktion durch. Bitte gehen Sie davon aus, dass Ihre Stellungnahmen gele-
sen wurden und inhaltlich bekannt sind. 

Sie haben gleich – das richtet sich an die Sachverständigen – die Möglichkeit, das 
Ihnen Wichtige in einem kurzen Eingangsstatement noch einmal mündlich herauszu-
stellen. Ich bitte Sie darum, dafür nicht mehr als drei Minuten zu benötigen. Ich werde 
da auch streng sein, weil sehr viele Sachverständige da sind. Falls Sie kein Eingangs-
statement abgeben möchten, ist das völlig in Ordnung. 

Nach den Eingangsstatements schließen sich die Fragen der Kolleginnen und Kolle-
gen an. Ich bitte diese darum, jeweils mitzuteilen, an welchen Sachverständigen sich 
die Frage richtet. Da unsere Beratung heute von vielen Sachverständigen unterstützt 
wird, bitte ich die Sachverständigen darum, bei der Beantwortung der Fragen mög-
lichst prägnant vorzugehen. Auch die Fragen selbst sollten möglichst kurz und knapp 
sein. Ich bitte die Kolleginnen und Kollegen darum, sich auf maximal drei Fragen je 
Fragerunde zu beschränken. 

Jan Wenzel (VENRO – Verband Entwicklungspolitik und Humanitäre Hilfe deut-
scher Nichtregierungsorganisationen): Vielen Dank, dass ich die Möglichkeit habe, 
die Anhörung zu eröffnen. Thematisch werde ich das Eingangsstatement nutzen, um 
den Rahmen ein bisschen zu fassen. Hier wird von einer „Blackbox […] NGO-Finan-
zierung“ gesprochen. Ich würde gerne mehr auf den Terminus der Zivilgesellschaft 
eingehen. 

Diese besteht in Deutschland aus ca. 650.000 Organisationen in verschiedensten 
Rechtsformen – gemeinnützig, nicht gemeinnützig, zum Teil auch nicht rechtlich ver-
fasst, also als Initiativen. Davon haben ca. 500.000 Organisationen den gemeinnützigen 
Status. Gerade wenn wir über die Finanzierung und politische Betätigung sprechen, 
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ist es sehr wichtig, diese Differenzierung vorzunehmen und eine Trennlinie zu ziehen, 
weil sich die Behandlungen und die Regelungen im Wesentlichen auf die gemeinnüt-
zigen Organisationen beziehen. 

Es gibt sehr viele Zwecke, die als gemeinnützig anerkannt sind. Mittlerweile gibt es um 
die 67; diese reichen vom Sport, von der Kultur, von der Entwicklungszusammenarbeit 
bis hin zur Friedhofspflege oder dem Modellflug. Es gibt also einen sehr großen, brei-
ten Kanon von gemeinnützigen Zwecken. Menschen organisieren sich in gemeinnüt-
zigen Organisationen und finden sich dort zusammen, um diese Zwecke zu verfolgen. 

Wenn sich der Staat entscheidet, bestimmte Zwecke zu fördern, ist das keine Instru-
mentalisierung, sondern entspricht dem Einsatz von Menschen für die Allgemeinheit 
anstelle eines eigensinnigen, eigennützigen Einsatzes. Insofern kann von einer Instru-
mentalisierung durch Förderung als solcher nicht gesprochen werden. 

Ich weise darauf hin, dass Nichtregierungsorganisationen durch Förderung nicht zu 
Regierungsorganisationen werden. Es muss deutlich unterschieden werden, da es da-
bei um die satzungsmäßige Verfasstheit der Organisation und die Einflussnahme auf 
die Organisation geht. Stellen Sie sich zum Beispiel eine Elterninitiative vor, die eine 
Kita betreibt: Selbst wenn die zu 100 % gefördert wird, entsteht daraus nicht der Cha-
rakter einer staatlichen Organisation, sondern das ist dann eine staatlich geförderte 
und trotzdem gemeinnützige, zivilgesellschaftliche Organisation. An dieser Stelle 
muss eine deutliche Grenze gezogen werden. 

Vorsitzende Carolin Kirsch: Herr Wenzel, Sie müssten langsam zum Schluss kommen. 

Jan Wenzel (VENRO – Verband Entwicklungspolitik und Humanitäre Hilfe deut-
scher Nichtregierungsorganisationen): Das ist als Einführung in die Runde auch 
schon ausreichend. Der Rest wird von den anderen Sachverständigen kommen. 

Dr. Rupert Graf Strachwitz (Maecenata Stiftung, Maecenata Institut für Philan-
thropie und Zivilgesellschaft): Ich kann direkt daran anknüpfen. Ich habe auf die im 
Grunde genommen immer relativ ähnlichen Vorwürfe, die seit einigen Monaten erho-
ben werden, in meiner Stellungnahme ausführlich geantwortet und will nur zwei Punkte 
herausgreifen. 

Erster Punkt: die Transparenz. Für mich als Wissenschaftler steht außer Frage, dass 
es Optimierungsbedarf und auch Optimierungsmöglichkeiten gibt. Die Transparenz ist 
aber bei Weitem nicht so schlecht, wie es die Gegner der Zivilgesellschaft behaupten. 
Berichte und Angaben müssen nur gesucht werden, dann kann auch ganz viel gefun-
den werden. Von einer „Blackbox“ kann also keine Rede sein. 

Und es gilt: Wenn Transparenz, dann für alle. Es ist nicht einzusehen, dass zivilgesell-
schaftliche Organisationen mehr offenlegen sollen als Behörden – schon gar, wenn 
sie Verhandlungspartner sind. Es fehlen einheitliche Vorgaben für die Berichterstat-
tung, wie die, die für die Wirtschaft selbstverständlich sind. 
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Zweiter Punkt: die Rolle der Zivilgesellschaft in einer gefährdeten Demokratie. Wer die 
Zivilgesellschaft in so pauschaler Form angreift, macht sich zum Komplizen autoritärer 
Tendenzen und Bewegungen. Diese gefährden die Demokratie, die Freiheit, die Herr-
schaft des Rechts, die Menschen- und Bürgerrechte. Beispiele dafür gibt es genug; 
wir können das jeden Tag nachlesen und sehen. 

Wir brauchen über Unterschiede in politischen Positionen und Parteigrenzen hinweg 
Solidarität unter den Demokraten, um die Demokratie dagegen resilient zu machen. 
Zivilgesellschaftliche Organisationen müssen in diese Solidarität zwingend einbezo-
gen sein, denn ohne sie kann es keine Demokratie geben. Parteien, die das verken-
nen, sägen den Ast ab, auf dem sie sitzen. 

Dr. Anja Stürzl (Initiative Transparente Demokratie): Ich würde gerne klarstellen, 
worüber überhaupt gesprochen wird. Zumindest nach meinem Empfinden wird in der 
Debatte, ob unbewusst oder bewusst, eine sehr unpräzise Sprache verwendet, sehr 
viel verallgemeinert und pauschalisiert. Die Debatte wird sehr emotional und auch 
nach parteipolitischen Interessen geführt. Deswegen stelle ich fünf Punkte klar. 

Erstens. NGO bedeutet eben nicht Zivilgesellschaft – damit haben wir gerade schon 
angefangen –, denn die Zivilgesellschaft umfasst sehr viel mehr. Es ist falsch, von 
einem Angriff auf die Zivilgesellschaft zu sprechen, denn der ehrenamtliche Fußball-
trainer oder die Bürgerinitiative gehören auch zur Zivilgesellschaft. Wir sprechen ei-
gentlich nur über relativ finanzstarke NGOs, die staatlich gefördert werden, entweder 
durch Förderprogramme oder die Gemeinnützigkeit, und sich politisch engagieren, 
oder die, wo das zumindest diskutabel ist. 

Zweitens. Die Forderung unserer Initiative nach Transparenz ist kein Angriff auf NGOs. 
Die Forderung nach Transparenz kann an sich kein Angriff sein. Zudem richtet sich die 
Forderung an den Staat und nicht an die NGOs. 

Drittens. Kontrolle und Transparenz sind sicherlich kein Generalverdacht gegenüber 
NGOs – das wird immer wieder behauptet –, denn das würde bedeuten, dass die regel-
mäßigen Betriebsprüfungen, denen Unternehmen in Deutschland unterzogen werden, 
oder einfache Verkehrskontrollen auch ein Generalverdacht wären. Das ist nicht der Fall, 
und letztlich sind Kontrolle und Machtbegrenzung wichtige Prinzipien unserer Demokratie. 

Viertens. Bei diesen ganzen Demokratieförderprogrammen ist Demokratie auch nicht 
gleich Wertvorstellung oder Moral. Ich frage mich: Was ist Demokratie? Ich habe im 
Studium gelernt, dass das vor allem ein politisches System und erst mal nicht mehr 
ist. Wird von westlichen Demokratien gesprochen, sind die Grundrechte sicherlich um-
fasst. Vielfalt und Umweltschutz sind beispielsweise aber keine Grundrechte. Das sind 
Werte, die ich sicherlich vertrete und für die ich mich engagiere, das sind aber eben 
keine Grundrechte. 

Fünftens. Politische Neutralität, also das Neutralitätsgebot des Staates, gilt eben nicht nur 
bei unmittelbarem, sondern auch bei mittelbarem Handeln. Das ist durch die Rechtspre-
chung schon festgestellt worden und muss dementsprechend sichergestellt werden. 
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Prof. Dr. Josef Franz Lindner (Universität Augsburg): Vielen Dank für die Gelegen-
heit der Stellungnahme. Ich nehme aus verfassungsrechtlicher Sicht Stellung. Ich ver-
weise auf meine schriftliche Stellungnahme, möchte aber ein paar verfassungsrechtli-
che Punkte ansprechen, die in der gegenwärtigen Diskussion fast vollständig ausge-
blendet werden. 

Das verfassungsrechtliche Problem der Förderung von NGOs liegt nicht in der Förde-
rung von Kaninchenzüchtervereinen, Elterninitiativen oder sonstigen Organisationen, 
sondern es liegt in der gezielten Förderung von Organisationen, die im politik- und 
parteinahen Raum arbeiten. Bei dieser Vielzahl der Organisationen muss man aus 
meiner Sicht auf die Gruppe von NGOs einen Blick haben. 

Dafür, welche verfassungsrechtlichen Aspekte es zu beachten gilt, ist die Entschei-
dung des Bundesverfassungsgerichts zur Finanzierung der parteinahen Stiftungen 
von vor zwei Jahren relevant. Darin hat das Bundesverfassungsgericht glasklare An-
forderungen für die Förderung von parteinahen Stiftungen abgeleitet, die sich fast eins 
zu eins auf NGOs im politiknahen Raum übertragen lassen. 

Zum einen ist das der Aspekt der Chancengleichheit der Parteien. Die Förderung von 
NGOs im partei-, im politiknahen Bereich darf nicht zu verdeckter Parteienfinanzierung 
führen. Durch Transparenz muss klargestellt werden, ob eine NGO gefördert wird, die 
in Wahrheit eine verkappte Parteiorganisation ist. Dabei käme es, so das Bundesver-
fassungsgericht, auf eine ganzheitliche Betrachtungsweise an. 

Das zweite Kriterium, welches das Bundesverfassungsgericht in derselben Entschei-
dung klar ausgedrückt hat, lautet, dass der Staat nicht in den politischen Meinungs-
wettbewerb eingreifen darf. Das darf er nicht selbst tun, und das darf er natürlich auch 
nicht dadurch tun, dass er sich der NGOs – in Anführungszeichen – bedient, die das 
dann für ihn machen. Im Verwaltungsrecht wird das unter dem Stichwort „keine Flucht 
ins Privatrecht“ diskutiert. 

Der Staat kann seiner Neutralitätspflicht also nicht dadurch entgehen, dass er NGOs im 
politiknahen Bereich finanziert, die der Neutralitätspflicht ihrerseits nicht gerecht werden. 

Pauline Voss (NIUS): Die sogenannte Demokratieförderung kleidet sich in wohlklin-
gende Begriffe. Die Rede ist von Weltoffenheit oder von Vielfalt. Doch bei genauerem 
Hinsehen handelt es sich um Tarnbegriffe, die verschleiern, wie einseitig die Vergabe 
der Fördermittel tatsächlich ist. Statt Offenheit herrscht Intransparenz; statt auf Vielfalt 
wird die Gesellschaft auf Konsens getrimmt. Mit Demokratie hat die Demokratieförde-
rung meist erst recht nichts zu tun, denn sie untergräbt systematisch zwei demokrati-
sche Grundsätze. 

Das erste ist das Neutralitätsgebot, das staatlichen Institutionen und Amtsträgern po-
litische Partei- und Einflussnahme untersagt. Das Neutralitätsgebot ist aus historisch 
guten Gründen ein hohes Gut der deutschen Demokratie, denn es schützt die Oppo-
sition davor, vom Staat bekämpft zu werden. Doch genau dies geschieht im ganzen 
Land mit Geldern, die linke Regierungen auf Bundes-, Landes- und Kommunalebene 
an NGOs verteilen, damit diese einen Job erledigen, der den Regierungen selbst un-
tersagt ist: die politische Einflussnahme gegen konservative Positionen. 
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Im ganzen Land fanden Anfang des Jahres Proteste gegen Friedrich Merz und die 
Union, aber auch gegen die FDP und die AfD statt, weil diese im Bundestag gemein-
sam für eine Migrationswende gestimmt hatten. Dabei kam es vielfach zu Übergriffen 
auf Parteivertreter und gewaltsame Besetzungen von Parteibüros. Die Proteste waren 
hauptsächlich von steuerfinanzierten Organisationen organisiert worden. 

Auch in Nordrhein-Westfalen werden mit Steuergeld der schwarz-grünen Regierung 
immer wieder politische Opponenten bekämpft. Geförderte Organisationen richten 
sich teils sogar explizit gegen Oppositionsparteien, wie ich in meiner Stellungnahme 
detailliert dargestellt habe. So wird die Chancengleichheit im politischen Wettbewerb – 
ein zentrales Element der Demokratie – systematisch umgangen. 

Ein zweiter demokratischer Grundsatz, der durch die Förderung der Organisationen 
umgangen wird, sind die Regeln der Parteienfinanzierung. Diese orientieren sich an 
der Zustimmung zu den jeweiligen Parteien im Volk. Viele der staatlich geförderten 
NGOs agieren jedoch wie ein politisches Vorfeld für linke Parteien, indem sie deren 
Gegner bekämpfen, deren Kritiker mundtot machen und den öffentlichen Diskurs zu 
deren Gunsten beeinflussen. 

Natürlich sind NGOs – das möchte ich auch sagen – eine wichtige Stimme im politi-
schen Gefüge, wenn sie denn echte Nichtregierungsorganisationen sind. Solange sie 
finanziell vom Staat abhängig sind, entsteht jedoch eine Schieflage. Die Organisatio-
nen agieren dann wie ein verlängerter Arm der Regierung. Es gilt, diese Förderung 
unter die Lupe zu nehmen, an strenge Kriterien zu binden und, wenn möglich, zu be-
enden, damit sich wieder eine echte Zivilgesellschaft bilden kann, die ein Gegenge-
wicht zum Staat bildet und dessen Institutionen kontrolliert. 

Stephanie Handtmann (Allianz „Rechtssicherheit für politische Willensbildung“): 
Unsere Allianz „Rechtssicherheit für politische Willensbildung“ ist ein Zusammen-
schluss von über 220 großen und kleinen zivilgesellschaftlichen Organisationen aus 
den Bereichen „Menschenrechte“, „Umweltschutz, „Bildung“, „Entwicklung“, „Kultur“, 
„Frieden“ und weiteren. Unser Ziel ist es, Rechtssicherheit für selbstlose Beteiligung 
an der politischen Willensbildung zu schaffen. 

Für viele Vereine sind wir erste Ansprechpartnerin bei der Infragestellung der Gemein-
nützigkeit. Wir stellen fest, dass die Verunsicherung riesig ist. Angesichts einer Viel-
zahl von Kleinen Anfragen in den Parlamenten, vor allem von der AfD, aber auch von 
der Union und der FDP, und auch angesichts von Anzeigen bei Finanzämtern – Letz-
teres muss in Anführungszeichen stehen, weil es das als Instrument eigentlich über-
haupt nicht gibt – steigt sie weiter. Den betroffenen Vereinen wird der Verlust der Ge-
meinnützigkeit oder der Verlust von öffentlichen Zuschüssen angedroht, ohne die sie 
ihre Arbeit nicht machen könnten. 

Zum Beispiel hat sich bei uns letzte Woche ein Blasmusikverein aus Baden-Württem-
berg gemeldet, der ein ganz traditioneller Verein ist und mit Sicherheit weder eine 
mächtige NGO ist noch in irgendeiner Weise staatlich gesteuert wird. Seine Mitglieder 
wollen bei einem antirassistischen Straßenfest einen Stand aufstellen. Sich gegen 
Rassismus einzusetzen, ist aus unserer Sicht nichts anderes, als die freiheitliche 
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demokratische Grundordnung mit Leben zu füllen. Wie kann es sein – das frage ich 
jetzt mal hier in die Runde –, dass ein traditioneller Blasmusikverein Angst davor haben 
muss, sich zu so etwas Selbstverständlichem zu positionieren? 

Es betrifft also bei Weitem nicht nur, wie es gerade gesagt wurde, Organisationen mit 
einer politischen Agenda. In der Debatte wird immer so getan, als ginge es nur um 
große, mächtige und schlagkräftige NGOs. In Wirklichkeit erstreckt sich die Verunsi-
cherung und die Erfahrung, im eigenen Engagement verunglimpft zu werden, aber bis 
weit in die Tiefe und Breite unserer Vereinslandschaft hinein, wie dieses Beispiel an-
schaulich zeigt. 

Der Umgang mit diesen Anwürfen und Angriffen kostet Zeit und Energie, die für die 
eigentliche Arbeit fehlen. Zum einen müssen Vereine intern Verunsicherung abbauen 
und daraus entstehende Konflikte einfangen, und zum anderen müssen sie sich nach 
außen verteidigen und unzutreffende Behauptungen ausräumen. In den genannten 
Kleinen Anfragen sowie in rechtskonservativen und rechtspopulistischen Medien wer-
den mehrere falsche Behauptungen in die Welt gesetzt – ob wissentlich oder unwis-
sentlich, mag ich nicht beurteilen. 

Klar ist, dass fehlleitende Behauptungen, wie zum Beispiel die zum angeblichen Neut-
ralitätsgebot für NGOs, im Mittelpunkt einer rechten Diffamierungsstrategie stehen. In 
verschiedenen Stellungnahmen für diese Anhörung wird auch behauptet, dass Vereine 
politisch neutral sein müssten. Richtig ist, dass Vereine nicht so wie Vertreter des Staa-
tes politisch neutral sein müssen. 

Vorsitzende Carolin Kirsch: Frau Handtmann, Sie müssten langsam zum Ende kommen. 

Stephanie Handtmann (Allianz „Rechtssicherheit für politische Willensbildung“): 
Noch zwei Sätze. – Vereine unterliegen dem Verbot der Parteienförderung. Das heißt, 
dass sie ihre Mittel weder unmittelbar noch mittelbar zur Unterstützung oder Förderung 
bestimmter Parteien verwenden dürfen. Sie sind jedoch nicht zum Schweigen ver-
pflichtet, wenn die Politik einer Partei Grundrechte wie zum Beispiel die Menschen-
würde verletzt. 

Dabei belasse ich es dann jetzt. Es gibt ja wahrscheinlich nachher noch die Möglich-
keit, etwas zu ergänzen. 

Vorsitzende Carolin Kirsch: Genau, es gibt noch die Fragerunden. 

Ich begrüße Christian Woltering, der sowohl die Arbeitsgemeinschaft der Spitzenver-
bände der Freien Wohlfahrtspflege des Landes Nordrhein-Westfalen als auch den Deut-
schen Paritätischen Wohlfahrtsverband Landesverband Nordrhein-Westfalen vertritt. 

Christian Woltering (Arbeitsgemeinschaft der Spitzenverbände der Freien Wohl-
fahrtspflege des Landes NRW): Die Zivilgesellschaft ist kein Randakteur, sondern 
das Fundament unseres demokratischen Gemeinwesens. Sie sichert Teilhabe; sie 
schafft soziale Infrastruktur; sie stiftet Vertrauen und Zusammenhalt. Ohne die Zivilge-
sellschaft, ohne NGOs wäre unser demokratisches Zusammenleben in der Art und 
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Weise, wie es derzeit vorherrscht, schlicht und ergreifend nicht denkbar. Ich halte über-
haupt nichts davon, zwischen der Zivilgesellschaft im Großen und Ganzen und einigen 
NGOs, wie das eben angesprochen wurde, zu trennen. 

In dem Antrag, der heute diskutiert wird, wird genau dieses Fundament mit nicht wirklich 
reflektierten Begriffen wie „Blackbox“ und „Schattenagenda“ unter Generalverdacht ge-
stellt. Denn damit wird suggeriert, dass es eben keine Regeln, keine Transparenz und 
keine Kontrolle gibt, und das ist schlicht und ergreifend falsch. Darüber hinaus ist es 
gegenüber den Menschen, die sich in diesen Organisationen jeden Tag ehrenamtlich 
engagieren, betätigen, obwohl sie das nicht müssten, respektlos. Diese tun das aus 
Verantwortung für die Gesellschaft, aus Verantwortung gegenüber ihren Mitmenschen. 

Die Fakten sind eindeutig: Förderungen sind zweckgebunden, durch die Haushalts-
ordnung streng geregelt, durch Verwendungsnachweise belegt; bei Verstößen können 
sie zurückgefordert werden. Die Abgabenordnung verbietet jede parteipolitische Un-
terstützung, aber nicht politische Betätigung, und das ist mir ganz wichtig. 

Es gibt viele Organisationen, die sich in der „Initiative Transparente Zivilgesellschaft“ 
über das Maß hinaus transparent zeigen. Ich bin sehr bei dem, was Herr Professor 
Strachwitz gerade gesagt hat: Wer suchen will, der findet auch. Der Zivilgesellschaft 
vorzuwerfen, dass sie nicht transparent genug sei, nur weil sich nicht die Mühe ge-
macht wird, tatsächlich da nachzugucken, wo die Inhalte stehen, geht am Ziel vorbei. 

Hier wird keine sachgerechte Kontrolle, sondern Misstrauensrhetorik betrieben. Das 
Engagement für Demokratie und gegen Extremismus wird zu angeblicher parteipoliti-
scher Einflussnahme umgedeutet. 

Ich sage klar, dass wir keine zusätzlichen Misstrauensprüfungen, keine Neutralitäts-
gebote für NGOs brauchen. Wir brauchen Vertrauen, Respekt, verlässliche Rahmen-
bedingungen für die Zivilgesellschaft, weniger Bürokratie und klare politische Rücken-
deckung für die Menschen, die sich tagtäglich in diesen Organisationen engagieren. 
Denn wir sind kein Schattenakteur, sondern eine tragende Säule. 

Wer pauschal die Zivilgesellschaft unter Verdacht stellt, beschädigt Vertrauen, 
schwächt Strukturen und schädigt den gesellschaftlichen Zusammenhalt. 

Prof. Dr. Andreas Fisahn (Attac [per Video zugeschaltet]): Ich werde nicht wieder-
holen, was ich zu den verfassungsrechtlichen Anforderungen geschrieben habe, son-
dern will eine kleine Geschichte erzählen. Ich war am Wochenende mit Freunden im 
Odenwald wandern. Dabei wurden wir mehrfach von der freiwilligen Feuerwehr der 
dortigen kleinen Orte angehalten und gefragt, ob wir einen demenzkranken Mann ge-
sehen haben, der sich verlaufen hatte und von dieser Feuerwehr gesucht wurde. Das 
ist eine typische Arbeit von NGOs. 

Zum Schluss – jetzt kommt es – hielt ein Wagen an, aus dem ungefähr zwölf Personen 
ausstiegen, obwohl der Wagen, ein kleiner Bulli, wahrscheinlich höchstens für acht 
zugelassen war. Es war relativ klar – das konnte man als Blinder mit Krückstock er-
kennen –, dass der Wagen für diese Feuerwehrmenschen, für die Mädels und Jungs 
auch ihre Kuschelecke ist. Man könnte sagen, dass das eine völlige Zweckentfrem-
dung der öffentlichen Mittel ist, die mit Transparenzgeboten bekämpft werden muss. 
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Dann würde wahrscheinlich aber auch diese Arbeit der freiwilligen Feuerwehr zunichte 
gemacht werden. 

Einer meiner Mitwanderern war mal CDU-Landrat. Der hat unter anderem dafür ge-
stritten, dass dieser Wanderweg nun existiert und instandgesetzt wurde. Dieser Steig 
im Odenwald hat 10.000 Euro gekostet – das ist ein Spottpreis; allein wir sind 50 km 
gewandert. Warum? An diesem Wanderweg haben sich ganz viele Freiwillige, NGOs – 
Gebirgs- oder Wandervereine aus der Gegend – beteiligt. Deshalb rate ich der FDP 
dringend davon ab, die Arbeit der NGOs durch welche Initiativen auch immer zu er-
schweren, sodass am Ende der Staat diese Arbeit übernehmen muss, denn das wird 
letztlich teuer. 

Es wundert mich, dass eine CDU-geführte Landesregierung verdächtigt wird, linke Politik 
zu fördern, um dann am besten abgewählt zu werden. Diese Verschwörungstheorie 
verstehe ich nicht. Was ich aber verstehe, sind die Meldungen, die seit längerer Zeit 
immer mal wieder auftauchen. Bundeszentrale für politische Bildung aus dem Jahr 
2013: 

„In einer großangelegten Aktion haben russische Behörden die Büros zahl-
reicher Nichtregierungsorganisationen (NGOs) durchsucht. Hintergrund ist 
das im Juni 2012 verschärfte NGO-Gesetz. Das Gesetz ist eine von vielen 
Maßnahmen, welche die Opposition in Russland unter Druck setzt.“ 

Deutsche Welle aus dem Jahr 2015: 

„Russlands Zivilgesellschaft ist um eine Nichtregierungsorganisation (NGO) 
ärmer. In dieser Woche hat die russische Generalstaatsanwaltschaft die 
US-amerikanische National Endowment for Democracy (NED) verboten.“ 

Handelsblatt aus dem Jahr 2025: 

„Der US-Präsident droht unliebsamen Organisationen damit, ihnen die 
Steuerfreistellung zu entziehen. Doch viele der NGOs wollen sich den An-
feindungen nicht einfach ergeben.“ 

Nun gibt es hier ähnliche Angriffe auf NGOs, ähnliche Versuche, deren Arbeit zu er-
schweren. Meiner Ansicht nach steht das einer guten Demokratie nicht gut zu Gesicht. 

Maximilian Schmitt (Landeskoordinierungsstelle gegen Rechtsextremismus und 
Rassismus): Ich werde drei Punkte hervorheben. Der erste ist die Unterscheidung 
zwischen der Projektförderung und den zivilgesellschaftlichen Organisationen insge-
samt. Bei Förderprogrammen wie „Demokratie leben!“ befinden wir uns ausschließlich 
im Bereich der Projektförderung, und diese ist eng zweckgebunden. Das ist von den 
sonstigen Tätigkeiten der Träger, denen diese ehrenamtlich oder mit eigenen Mitteln 
nachgehen, klar zu trennen. 

Der zweite Punkt sind die angesprochenen Prüf- und Kontrollverfahren. Aus der eige-
nen Arbeit in der Landeskoordinierungsstelle kann ich berichten, dass die Prüf- und 
Kontrollverfahren sehr umfänglich sind, und das sowohl bei der Antragsprüfung als 
auch bei der Verwendungsnachweisprüfung, sowohl aufseiten der Antragsteller als 
auch aufseiten der Bewilligungsbehörden. Die sind bereits sehr umfänglich, sodass 
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ich nicht wirklich Nachbesserungsbedarf sehe. Darüber, wie viel Transparenz notwen-
dig, sinnvoll ist, lässt sich natürlich immer streiten. Ich kann aber definitiv sagen, dass 
nichts im Geheimen oder, wie es im Antrag heißt, im Schatten passiert. 

Das bringt mich zu meinem dritten und letzten Punkt, nämlich dem im Antrag genutzten 
Begriff „Schattenagenda“. Dieser suggeriert ein geheimes Vorgehen oder Ziel einer 
nicht näher bestimmten Gruppe. Von dieser Vorstellung ist es nicht mehr weit bis zu 
der Verschwörungstheorie des Deep State, die in verschiedenen Artikeln zu diesem 
Antrag und zu ähnlichen Anträgen von FDP- oder AfD-Fraktionen in verschiedenen 
Bundesländern auch genutzt wurde. Dabei ist hinreichend bekannt, dass die Ver-
schwörungstheorie des Deep State von rechtsextremer Seite in der ganzen Welt ge-
nutzt wird, um Demokratien zu delegitimieren. Wir sollten diesen Begriff scharf zurück-
weisen und stattdessen die Zivilgesellschaft in ihrem Einsatz für die Demokratie stärken. 

Maja Tölke (Landesjugendring NRW [per Video zugeschaltet]): Vielen Dank für die 
Einladung und die Möglichkeit, Stellung zu beziehen. Der Landesjugendring Nord-
rhein-Westfalen, also die Arbeitsgemeinschaft der 25 landesweit tätigen Jugendver-
bände, steht seit vielen Jahren mit allen demokratischen Fraktionen im Landtag in ei-
nem konstruktiven Austausch und pflegt mit diesen gute Beziehungen, insbesondere 
zu den jugendpolitischen Sprecher*innen. Die geltende Gesetzeslage, der Kinder- und 
Jugendförderplan des Landes, mit dem die Jugendverbandsarbeit gefördert wird, ist 
auch der Fraktion der FDP gut bekannt – insbesondere Herrn Hafke, der diesen Antrag 
mitgezeichnet hat. 

Da dennoch wiederholt Schlagworte wie „Blackbox“ oder Neutralitätsverstoß verwen-
det werden, hat das offenkundig nicht den Zweck der sachlichen Information, sondern 
soll unabhängig von der Faktenlage den Eindruck mangelnder Transparenz und feh-
lender Legitimität verfestigen. Wir erleben damit leider ein Muster, wie wir es aus der 
Kommunikation demokratiefeindlicher Strukturen kennen. Die Wiederholung falscher 
oder verzerrter Behauptungen soll sich in den Köpfen verankern, auch wenn diese 
längst widerlegt sind. 

Wir halten uns an die Gesetzesgrundlagen. Wir haben Förderbedingungen und wer-
den zum Beispiel regelmäßig geprüft. Das ist alles öffentlich, transparent und bekannt. 
Laut § 11 Sozialgesetzbuch VIII und den Ausführungsgesetzen Nordrhein-Westfalens 
zum Kinder- und Jugendhilfegesetz ist Jugendverbandsarbeit gesetzlich beauftragt, 
junge Menschen zu gesellschaftlicher Mitverantwortung zu befähigen. Demokratiebil-
dung, wie wir sie betreiben, ist nicht Agitation, sondern unser Kernauftrag. Neutralität 
gegenüber antidemokratischen oder sogar menschenfeindlichen Ideologien ist weder 
möglich noch gesetzlich gefordert. Wir sind nicht neutral und müssen auch nicht neutral 
sein. Wir werden die Interessen junger Menschen weiterhin öffentlich und laut vertreten. 

Prof. Dr. André D. Thess (Universität Stuttgart, Lehrstuhl für Energiespeicherung): 
In unserer an alternativen Fakten nicht gerade armen Zeit hält sich ein Etiketten-
schwindel besonders hartnäckig, und das ist die Bezeichnung „NGO“ – Non-Govern-
mental Organization – für Vereine, die in Wirklichkeit mit Steuergeldern finanziert wer-
den. Mit meiner Analyse möchte ich begründen, warum für die Gebiete „Energie“ und 
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„Klima“ – das sind meine Berufungsgebiete – eine sofortige, vollständige und ersatz-
lose Einstellung staatlicher Unterstützung sogenannter NGOs oder privater Denkfab-
riken geboten ist. 

Die FDP fordert den Landtag Nordrhein-Westfalens auf, durch ein Prüfverfahren si-
cherzustellen, dass sich die NGOs nicht parteipolitisch betätigen. Ferner fordert sie die 
Möglichkeit, den Status der Gemeinnützigkeit abzuerkennen. Ausgehend davon 
nehme ich heute zu einer etwas weiter gefassten Frage Stellung, und zwar speziell für 
NGOs in den Bereichen „Energie“ und „Klima“: Welche Verpflichtungen ergeben sich 
neben der politischen Neutralität eigentlich für NGOs, die sich mit Energie und Klima 
beschäftigen und mit öffentlichen Mitteln gefördert werden wollen? 

Als Beispiel habe ich das bekannte Unternehmen „Agora Energiewende“, eine gemein-
nützige GmbH, analysiert. Neben der politischen Neutralität müssen mindestens vier 
Kriterien erfüllt sein, um prinzipiell in den Genuss staatlicher Förderung zu kommen. 
Die habe ich in meiner Stellungnahme durchgenommen. 

Das erste Kriterium lautet, dass sie für die Bereiche „Energie“ und „Klima“ für wissen-
schaftliche Studien qualifiziert sein müssen. Von den 53 Personen, die laut des Trans-
parenzregisters für Agora Energiewende Interessensvertretung betreiben, sind nur 
zwölf promoviert. Eine Promotion ist die Mindestqualifikation für wissenschaftliche Ar-
beit. Die erste Voraussetzung ist also nicht erfüllt. 

Zweitens. Die Publikationen von Denkfabriken erlangen erst dann den Status von soli-
dem wissenschaftlichem Wissen, wenn sie in anerkannten, referierten Fachzeitschriften 
veröffentlicht worden sind. Das ist bei Agora Energiewende nachweislich nicht der Fall. 

Drittens. Steht die Einrichtung im Einklang mit dem Wirtschaftlichkeitsprinzip? Agora 
Energiewende hat im Jahr 2022 3 Millionen Euro vom Steuerzahler erhalten. Von dem 
gleichen Geld hätten 60 wissenschaftliche Mitarbeiter an Universitäten finanziert wer-
den können. Das wären wesentlich mehr Mitarbeiter als bei Agora gewesen, mit hö-
herer Qualität. 

Viertens. Steht die Arbeit mit den Leitlinien der Politikberatung in Einklang? Das ist 
ebenfalls nicht der Fall. Das steht in meiner Stellungnahme. 

An diesem einen Beispiel habe ich gezeigt – das könnte auf andere übertragen wer-
den –, dass keines der vier Kriterien in den Bereichen „Energie“ und „Klima“ erfüllt ist. 
Daraus schlussfolgere ich grundsätzlich, dass das Ansinnen der FDP sinnvoll ist. Ich 
gehe mit meiner Forderung sogar noch weiter, indem ich sage, dass es an Universitä-
ten genügend Forschung zu Energie und Klima gibt und keinerlei Notwendigkeit be-
steht, auch nur einen einzigen Euro zu investieren, um Energie- und Klimafragen bei 
sogenannten NGOs und Denkfabriken untersuchen zu lassen. 

Vorsitzende Carolin Kirsch: Wir kommen zur ersten Fragerunde. 

Ralf Witzel (FDP): Meine erste Frage bezieht sich auf das Verhältnis von Staat, NGOs 
und Zivilgesellschaft. In der Auftaktrunde wurde schon tiefgehend diskutiert, bis hin 
zum Deep State und Verschwörungstheorien. 
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Dr. Anja Stürzl, Professor Josef Franz Lindner und Pauline Voss, mich interessiert, wie 
Sie das Verhältnis, die Gleichsetzung von NGOs mit der Zivilgesellschaft und den Pro-
zess der Beeinflussung von Meinungen, der zumindest nach unserem Verständnis von 
unten nach oben stattfinden soll, sehen. Wie passt das zu den vielen steuerfinanzier-
ten Kampagnen im Land, die für bestimmte politische Ziele ausgerollt werden? 

In der zweiten Frage geht es um Transparenz und Neutralitätspflicht. Aus unserer Sicht 
bedingt sich beides wechselseitig. Wenn man eine parteipolitische Mäßigung haben 
will, müssen die Finanzströme natürlich auch transparent offengelegt werden. Genau 
das tut der Finanzminister Nordrhein-Westfalens ausweislich verschiedener Anfragen 
nicht. Er sagt, dass er gar nicht darlegen könne, welche Initiative wie viel bekommt, weil 
der Aufwand der Datenerhebung zu groß wäre und kein Monitoring stattfinde. Wie sehen 
Sie diesen Sachverhalt in Nordrhein-Westfalen? Wie sehen Sie es, wenn die Landesre-
gierung – vom Bund haben wir Ähnliches gehört – dazu nicht näher ausführen kann? 

Vorsitzende Carolin Kirsch: Richtet sich die Frage auch an die drei? 

Ralf Witzel (FDP): Ja, auch an die drei. Alle drei Fragen richten sich an die drei Sach-
verständigen. Andere werde ich in der nächsten Fragerunde fragen. 

Im dritten Fragekomplex geht es um die praktische Erfahrung mit den konkret vorhan-
denen Programmen, damit wir nicht nur im abstrakten Raum bleiben. Wie im Bund gibt 
es in Nordrhein-Westfalen viele Programme, wie NRWeltoffen, Meldestellen, Förderpro-
gramme zur Demokratieförderung, Antidiskriminierung etc. Was wird da aus Ihrer Sicht 
tatsächlich finanziert? Was ist kontrollierbar, messbar? Wie stehen Sie zu dem, was 
Ihnen zu der konkreten Arbeit dieser Programme und deren Wirksamkeit bekannt ist? 

Alexander Baer (SPD): Im Namen der SPD erst mal herzlichen Dank an alle Sach-
verständigen, die Ihre Stellungnahmen abgegeben haben. In der ersten Runde habe 
ich drei Fragen. 

Frau Handtmann und Herr Woltering, wie bewerten Sie die Gefahr, dass zusätzliche 
Transparenz- und Neutralitätsauflagen kleinere Organisationen überproportional be-
lasten und damit die Vielfalt der Zivilgesellschaft einschränken? 

Professor Andreas Fisahn, in seiner Stellungnahme fordert Professor Lindner eine Mä-
ßigungspflicht im Wahlkampf für staatlich geförderte NGOs. Sie halten dagegen und 
schreiben, dass die Forderung nach politischer Neutralität von NGOs verfassungswid-
rig wäre. Könnten Sie auf diesen Punkt noch mal genauer eingehen und mir erläutern, 
wie Sie das meinen, warum das verfassungswidrig ist? 

Maximilian Schmitt, Sie halten die bestehenden Prüf- und Kontrollverfahren für ausrei-
chend. Wie reagieren Sie auf den Einwand von Professor Lindner, dass diese Kontrol-
len das Problem der verdeckten Parteienfinanzierung nicht abbildeten? 

Jörg Blöming (CDU): Im Namen der CDU-Fraktion bedanke ich mich für die einge-
reichten Stellungnahmen sowie die Erläuterungen ganz herzlich. 
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Herr Wenzel, welche Risiken sehen Sie darin, dass der FDP-Antrag mit seiner Pau-
schalkritik das gesellschaftliche Vertrauen in ehrenamtliches Engagement und ge-
meinnützige Arbeit schwächen könnte? 

Frau Stephanie Handtmann, welche Risiken sehen Sie darin, dass durch die pau-
schale Verdächtigung und verschärfte Kontrollmechanismen das gesellschaftliche 
Vertrauen in ehrenamtliches Engagement geschwächt wird? 

Professor Dr. Andreas Fisahn, stimmen Sie zu, dass die FDP-Initiative in Wahrheit 
nicht der Transparenz dient, sondern vor allem das Ziel verfolgt, kritische Stimmen aus 
der Zivilgesellschaft zu schwächen? 

Dr. Volkhard Wille (GRÜNE): Vielen Dank an alle Sachverständigen dafür, hier heute 
zur Verfügung zu stehen. Zum Teil wurden hier allgemein sehr schwere Geschütze 
aufgefahren. Wir sind im nordrhein-westfälischen Landtag, beschäftigen uns hier mit 
dem, was das Land macht, und daher konzentrieren sich meine ersten Fragen auf die 
Situation in NRW. 

Welche Organisation in NRW hat Landesgeld für allgemeine politische Arbeit miss-
braucht? Wenn man solche Sachen in die Welt setzt, dann muss man da sehr konkret 
liefern können. Diese Frage stelle ich Frau Dr. Stürzl. 

Herr Woltering, die Zivilgesellschaft nimmt an ganz vielen Stellen Aufgaben wahr, die 
auch in die Zuständigkeit des Staates fallen. Was sind die Vor- und die Nachteile da-
von, dass NGOs, Vereine und Verbände das machen? 

Frau Voss, Sie postulieren, dass eine finanzielle Abhängigkeit der Zivilgesellschaft zur 
Kontrolle des Staates führe. Ihr Arbeitgeber NIUS steht in finanzieller Abhängigkeit zu 
seinem Mäzen Frank Gotthardt. Dieser wiederum verdient einen Großteil seines Gel-
des mit öffentlichen Aufträgen des Gesundheitswesens. Stehen Sie nun auch unter der 
Kontrolle des Staates? Ist das für angeblichen Journalismus nicht noch viel gefährlicher? 
Ich würde gerne wissen, wie Sie das aus diesem Blickwinkel betrachtet einordnen. 

Vorsitzende Carolin Kirsch: Die Sachverständigen, an die Fragen gerichtet wurden, 
werden nun der Reihe nach aufgerufen. 

Jan Wenzel (VENRO – Verband Entwicklungspolitik und Humanitäre Hilfe deut-
scher Nichtregierungsorganisationen): Es ist natürlich eine schwierige Situation, 
wenn man die Zivilgesellschaft braucht und Engagement fördern möchte. Ich glaube, 
dass das auch im Bund ein großes Thema ist. Im Koalitionsvertrag steht auch, dass 
man das stärken möchte. Pauschale Verdächtigungen, die tatsächlich wenig konkrete 
Anhaltspunkte haben, sind dann nicht sehr stärkend. 

Wir merken – ich bin auch Co-Sprecher des Bündnisses für Gemeinnützigkeit; in dem 
Verband stimmen sich die Dachverbände zu den Rahmenbedingungen von Engage-
ment ab – in der ganzen zivilgesellschaftlichen Szene, dass diese pauschalen Verdäch-
tigungen Vereine und Vereinigungen in allen Bereichen, wie „Kultur“, „Sport“ und „Wohl-
fahrtspflege“, beschäftigen. Das ist für Engagementpolitik definitiv nicht förderlich. 
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Dr. Anja Stürzl (Initiative Transparente Demokratie): Ich hoffe, dass ich die Fragen 
richtig notiert habe. Die erste Frage war zur Zivilgesellschaft. Ich finde es schade, dass 
in der ganzen Diskussion sehr nach Gut und Böse sowie rechts und links unterschie-
den wird; ich halte das für sehr gefährlich – auch wenn bestimmte Leute für die Zivil-
gesellschaft sprechen wollen. Ich habe vier Vereine und eine Stiftung mitgegründet 
und bin in dort aktiv. Ich sehe mich als Teil der Zivilgesellschaft. 

Ich kenne deswegen auch die ganzen Anforderungen, die wir in diesen Vereinen leisten 
müssen, und das eben ohne Geld zu bekommen, ehrenamtlich, neben der normalen Ar-
beit. Deswegen finde ich die pauschale Äußerung, dass das gegen die Zivilgesellschaft 
gehe, einfach schade. Es sollte konkretisiert werden, worüber wir eigentlich sprechen. 

Die zweite Frage war, glaube ich, zur Transparenz, wenn ich das richtig notiert habe. 
Herr Witzel, können Sie die zweite Frage wiederholen? 

Vorsitzende Carolin Kirsch: Herr Witzel, wiederholen Sie die gerne. 

Ralf Witzel (FDP): Die zweite Frage war zum Verhältnis der Neutralitätspflicht und der 
Transparenz: Wie stehen Sie zu der These, dass größtmögliche Transparenz gegeben 
sein muss, damit die Neutralitätspflicht eingehalten werden kann und gesehen werden 
kann, ob in der Förderpraxis parteipolitische Mäßigung vorliegt? 

Dr. Anja Stürzl (Initiative Transparente Demokratie): Gerade eben wurde immer 
wieder gesagt, es mache den NGOs so wie viel Arbeit, dass sie transparent sein sol-
len. Die Forderung, bei den eingesetzten finanziellen Mitteln transparent zu sein, rich-
tete sich aber ja an den Staat. Als Steuerzahler haben alle Bürger ein Recht darauf, 
zu wissen, wohin die Gelder gehen, weil gerade über diese Demokratieförderpro-
gramme viele Sachen gefördert werden, die ich zwar für absolut förderungsfähig halte 
und für die ich mich auch selbst engagiere, die aber nun mal nicht für Demokratie an 
sich sind. Es dürfen nicht eigene Werte und Moralvorstellungen unter dem ganzen 
Konzept „Demokratie“ gefasst und damit einzelnen Bürgern aufgedrückt werden, die 
diese dann quasi mitfinanzieren. 

Dann wurde noch nach einzelnen Programmen und danach, inwieweit durch diese 
Programmförderungen Transparenz eingehalten wird oder nicht, gefragt. Ich habe vor 
zwei Wochen versucht, herauszufinden, wer im Rahmen des Programms „Demokratie 
leben!“ alles gefördert wird. Ich habe mir die Mühe also gemacht; ich habe versucht, 
es herauszufinden. 

Von denjenigen, die ich getroffen habe und die damit zu tun haben, kam die Aussage, 
dass es ungefähr 200, 300 Partner gibt, die die Gelder aber wiederum ohne Kontrolle 
an insgesamt 3.000 Organisationen weitergeben. Ich frage mich: An welche? Bisher 
konnte mir keiner genau sagen, welche 3.000 Organisationen das sind und vor allem 
nicht, nach welchen Kriterien geprüft wird, wie diese Partner diese Sachen weitergeben. 

Allein dieses Beispiel rechtfertigt es, zu sagen, dass das eine „Blackbox“ ist – davon 
wird immer gesprochen –, weil es eben noch bestimmte Bereiche gibt, die intranspa-
rent sind. Es mag einige geben, die transparent sind, andere sind es aber eben nicht. 
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Dafür ist das wichtig, und das hat auch nichts mit einem Generalverdacht zu tun. Ich 
kann nur wiederholen: Wir wissen aus der Geschichte, dass überall, wo es um viel 
Geld geht, Leute mit Geld immer wieder Dinge tun, die sie nicht tun sollten. Besonders 
ich als Strafrechtlerin kann das sagen. Kontrollen sind wichtig und schaffen Vertrauen. 
Vertrauen wird nicht dadurch geschaffen, dass es keine Transparenz gibt. 

(Zuruf von Dr. Volkhard Wille [GRÜNE]) 

Ich glaube, das beantwortet auch die Frage nach konkreten Beispielen von Herrn Wille. 

(Dr. Volkhard Wille [GRÜNE]: Hier aus NRW!) 

– Genau. 

Ich erinnere mich auch nicht daran, dass ich oder der Verein in irgendeiner Form Be-
schuldigungen erhoben hätte bzw. hätten, dass es tatsächlich irgendeinen Missbrauch 
gibt. Genau das finde ich gerade so schade. Ich glaube nämlich, dass das ja auch erst 
der zweite Schritt wäre: Man braucht erst mal Transparenz, um überhaupt kontrollieren 
zu können, ob die Sachen richtig laufen oder nicht. Deswegen ist die ursprüngliche 
Forderung nach Transparenz, um das zu kontrollieren, kein konkreter Vorwurf. 

Prof. Dr. Josef Franz Lindner (Universität Augsburg): Die erste Frage nach den 
Begriffen „Zivilgesellschaft“ und „NGOs“ ist ein Streit um des Kaisers Bart. Jeder be-
nutzt den Begriff für seine eigenen politischen Zwecke. Aus meiner Sicht ist die sehr 
offensive Verwendung des Begriffs „Zivilgesellschaft“, der überhaupt kein juristischer 
Begriff ist, vielleicht ein Instrument, um die Diskussion über die Förderung von NGOs 
zu delegitimieren – wer mehr Transparenz von NGOs fordert, ist gegen die Zivilgesell-
schaft –, und das, obwohl die Zivilgesellschaft kein juristisch belastbarer Begriff ist. Auf 
diese Diskussion will ich mich eigentlich gar nicht einlassen, und stattdessen auf das 
Problem der Neutralität eingehen. 

Natürlich sind NGOs nicht zu politischer Neutralität verpflichtet – das ist völlig richtig. 
Werden staatliche Gelder in Anspruch genommen, sieht das aber anders aus. Wenn 
eine NGO nicht politisch neutral sein möchte oder einseitig agieren möchte, hat sie 
ohne Weiteres die Möglichkeit, auf staatliche Gelder zu verzichten. Wenn diese NGO 
für die Zivilgesellschaft so wertvoll ist, wie sie meint, wird sie ja auch keine Probleme 
haben, für sich Mittel wie Spenden, Mitgliedsbeiträge etc. beispielsweise durch 
Fundraising einzuwerben. 

Nur um diese geht es mir aus verfassungsrechtlicher Sicht – ich habe ja nur aus ver-
fassungsrechtlicher Sicht Stellung genommen –, und nur dort liegen die verfassungs-
rechtlichen Probleme. Ich möchte das wiederholen: Das ist nur ein ganz kleiner Be-
reich der NGO-Förderung. Das von Kollegen Fisahn vorgebrachte Beispiel mit der frei-
willigen Feuerwehr liegt jenseits jeglicher rechtlicher Problematik – abgesehen von den 
haushalts- und förderrechtlichen Bedingungen. Entscheidend sind die NGOs, die in 
einem politik- und parteinahen Bereich tätig sind und sich dort auch – ich will jetzt nicht 
sagen, dass sie agitieren – sehr stark politisch, auch einseitig, betätigen. Bei denen 
hat der Staat seine Neutralitätspflicht zu beachten. 



Landtag Nordrhein-Westfalen - 17 - APr 18/985 

Haushalts- und Finanzausschuss  23.09.2025 
76. Sitzung (öffentlich) jae 
 
 
Wenn der Staat solche NGOs fördert, muss er sich den Vorwurf gefallen lassen, dass 
er etwas tut, was er selbst nicht darf, nämlich die einseitige politische Meinungsbil-
dung. In der von mir zitierten Entscheidung sagt das Bundesverfassungsgericht glas-
klar, dass der Staat zu politischer Neutralität verpflichtet ist, und diese politische Neut-
ralitätsverpflichtung kann er nicht dadurch relativieren, dass er im großen Umfang – 
wir reden nicht über ein paar Tausend Euro, hängen Sie da eher ein paar, etliche Nul-
len hintendran – Vereinigungen fördert, die einseitig auf die politische Willensbildung 
Einfluss nehmen. Der Staat kann sich seiner verfassungsrechtlichen Anforderungen 
nicht durch eine Flucht ins Privatrecht entziehen. Es ging mir nur darum. Nur solche 
NGOs sind überhaupt ein verfassungsrechtliches Problem; alle anderen sind kein 
Problem. Das vielleicht noch mal zur Klarstellung. 

Wie ich in meiner Stellungnahme geschrieben habe, nenne ich mangels Kenntnis der 
nordrhein-westfälischen Förderpraxis – woher soll ich die Kenntnis auch haben – keine 
konkreten Beispiele und erhebe auch keine konkreten Vorwürfe. Ich würde mich nicht 
anheischig machen, hier konkrete Vorwürfe zu erheben. Mir ging es nur um die zu 
beachtenden verfassungsrechtlichen Anforderungen. 

Pauline Voss (NIUS): Vier Fragen waren, glaube ich, an mich gerichtet. Bei der grund-
sätzlichen Frage, was Zivilgesellschaft bedeutet, würde ich klar unterscheiden. Die tat-
sächliche Zivilgesellschaft – wirklich unabhängige Nichtregierungsorganisationen, die 
keine staatlichen Gelder bekommen, wie Thinktanks aller Art, von ganz links bis rechts, 
aus der Mitte, liberal, sind absolut zu begrüßen – ist in einer Demokratie sehr wichtig. 
Problematisch wird es, wenn bei staatlicher Förderung gleichzeitig politisch Position 
bezogen, Stellung genommen und teilweise auch politisch eingeschüchtert wird. Das 
ist der Unterschied. 

Zur Transparenz. Ich beobachte auch in NRW – das hat die Kleine Anfrage der FDP, 
Drucksache 18/12881, gezeigt – mangelnde Transparenz. Der Regierung ist zum Bei-
spiel nicht klar, in wie vielen Fällen es durch staatlich geförderte NGOs politische Ein-
flussnahme gab. Weiterhin ist nicht klar, in wie vielen Fällen die Gemeinnützigkeit ab-
erkannt wurde. All diese Daten werden dort nicht angeführt – nicht mal statistische 
Daten ohne irgendwelche konkreten Daten, die aus datenschutzrechtlichen Gründen 
vielleicht nicht herausgeben dürften. Da gibt es ein großes Problem. Der allererste 
Schritt wäre, überhaupt erst mal zu wissen, worüber gesprochen wird, mit welchen 
Kriterien die politische Beeinflussung und Positionierung überprüft wird. 

Es wurde noch nach praktischen Beispielen gefragt. Ich kann eine ganze Reihe von 
Beispielen anbringen, die ich recherchieren konnte. Meiner Ansicht nach ist das Pro-
gramm „NRWeltoffen“ ein großes Problemfeld. Zwischen 2021 und 2024 hat das Pro-
gramm über 6 Millionen Euro Steuergeld bekommen. Dort wird regelmäßig gegen Op-
positionsparteien agitiert. 

Zum Beispiel gab es von NRWeltoffen im Kreis Herford – das ist dieses Programm in 
diesem Kreis; das bekommt staatliche Gelder – Demonstrationsaufrufe. Diese De-
monstrationsaufrufe wurden mit linksextremen Parolen wie „Alerta, alerta, Antifa-
scista!“ unterlegt. 
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(Stefan Zimkeit [SPD]: Oh!) 

Das war im November 2024. Weiterhin gab es bei NRWeltoffen im Kreis Herford ein 
Argumentationstraining gegen rechtspopulistische Migrationsmythen. Man fragt sich, 
warum es kein Argumentationstraining gegen Linkspopulismus gab, wenn man tat-
sächlich politisch ausgewogen sein will. 

(Stefan Zimkeit [SPD]: Das kann ja jeder beantragen!) 

In Solingen wurde von NRWeltoffen dazu aufgerufen, gegen bestimmte politische Op-
positionsparteien Anträge beim Bundesverfassungsgericht zu stellen, um ein Partei-
verbot, um Grundrechtsverwirkungen Einzelner und mögliche Streichungen der Par-
teienfinanzierung zu erwirken. Es gab also auch dort einseitige Parteinahme gegen 
eine politische Partei. 

(Zuruf von Stefan Zimkeit [SPD]) 

Im Kreis Euskirchen wurde eine Broschüre herausgebracht. Die hatte den Titel „Von 
wegen rechts“, mit einem Daumen nach unten. Das war auch eine klare Positionierung 
gegen ein politisches Feld. Eine Broschüre „Von wegen links“ hat man natürlich nicht 
gefunden. 

Schauen wir noch mal nach Euskirchen. Dort wurde das „Handlungskonzept gegen 
Rechtsextremismus und Rassismus für den Kreis Euskirchen“ herausgebracht, eben-
falls in Kooperation mit NRWeltoffen. Darin wird es sogar als Rechtsextremismus ge-
wertet, wenn man den Aufkleber mit dem Schriftzug „Merkel muss weg“ irgendwo an-
klebt. Ich konnte meinen Augen auch nicht trauen, aber wenn man sagt: „Merkel muss 
weg“, dann ist das rechtsextrem. Ich habe eine andere Definition von Rechtsextremis-
mus – aber gut. 

Ein weiteres konkretes Beispiel sind die Meldestellen. Die werden in NRW nämlich 
ausführlich gefördert. Zwischen 2021 und 2024 wurden über 2 Millionen Euro ausge-
geben. NRW ist in Deutschland quasi Meldestellenpionier. Besonders interessant ist, 
dass diese Meldestellen explizit für Äußerungen unterhalb der Strafbarkeitsgrenze 
ausgelegt sind. Äußerungen, die komplett legal und von der Meinungsfreiheit, vom 
Grundrecht auf Meinungsfreiheit gedeckt sind, werden dort also kriminalisiert, gelistet 
und dann ausgewertet. Diese Auswertung soll dann wiederum in politische Maßnah-
men einfließen. So wird gegen vollkommen legitime Meinungen vorgegangen. 

Zum Schluss noch ein kurzer Blick auf das Thema „Medien“. Es ist nämlich auch so, 
dass explizit linke Medien gefördert werden und rechte oder konservative Medien eben 
nicht. Salon5, die Jugendredaktion von CORRECTIV, hat vom Land NRW insgesamt 
über 800.000 Euro bekommen. Dort wird nicht ausgewogen berichtet. Kürzlich gab es 
einen Beitrag, in dem es um mehrere Oberbürgermeisterkandidaten ging: Ein Oberbür-
germeisterkandidat fehlte, nämlich der von einer rechten Partei, in dem Fall der AfD. 

(Zuruf von Stefan Zimkeit [SPD]) 

Dort gibt es keine Ausgewogenheit. 
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CORRECTIV ist auch das Medienhaus, das im ganzen Land für die Geheimplanrecher-
che bekannt ist, die sogar gerichtlich festgestellt als Lüge bezeichnet werden kann. Das 
ist also kein so seröses Medienhaus, das es unbedingt gefördert werden sollte. 

Wir sehen also in allen Bereichen einen Linksdrall und politische Einflussnahme, die 
besorgniserregend ist – und das eben auch in NRW. 

Zum Schluss gehe ich jetzt noch auf die Frage der Grünen ein. 

Vorsitzende Carolin Kirsch: Bitte ganz kurz, denn ich muss ein bisschen auf die Zeit 
gucken. 

Pauline Voss (NIUS): Genau. – Es gibt gewisse Prinzipien der freien Marktwirtschaft. 
Dazu gehört unter anderem das freie Unternehmertum, und das ist etwas ganz Wich-
tiges. Dazu gehört wiederum, dass man staatliche Aufträge übernehmen kann und 
sogar übernehmen sollte, wenn der Staat nicht selbst mit allem klarkommt und es nicht 
selbst erledigen kann. 

Auch bei Medien gib es das freie Unternehmertum. Es ist großartig, dass es überall im 
Land Menschen, von links, von rechts, aus der Mitte, gibt, die sagen: Ich möchte Me-
dienunternehmen gründen; ich möchte sie aufbauen. – Das hat überhaupt nichts mit 
den NGOs zu tun, über die wir hier reden, denn da fließt das Geld vom Staat direkt für 
die politischen Aktivitäten, für die politische Agitation, und das ist der Unterschied. Vom 
Staat darf kein Geld an Organisationen fließen, damit diese Politik machen – das ist 
das große Problem. 

Stephanie Handtmann (Allianz „Rechtssicherheit für politische Willensbildung“): 
Ich bin gefragt worden, ob der pauschale Rechtfertigungsdruck, der auf Vereine der 
Zivilgesellschaft ausgeübt wird, belastend ist: Ja, er ist massiv. Er ist hoch, und zwar, 
wie ich vorhin schon erklärt habe, bis tief in die Vereinslandschaft hinein. Das wirkt auf 
die Vereine enorm verunsichernd. Es bindet Kapazitäten, die für die eigentliche Arbeit 
fehlen. Die Vereine müssen nach innen arbeiten; sie müssen auch innerhalb der eige-
nen Reihen Konflikte ausräumen, die durch die starke Verunsicherung in Gang gesetzt 
werden. Sie müssen ihre Mitglieder intern schulen. 

Das hängt auch damit zusammen, dass diese Narrative – die stammen direkt aus dem 
rechtspopulistischen Playbook – bei der Penetranz, mit der sie an vielen Stellen wie-
derholt werden, in weiten Teilen der Bevölkerung tatsächlich verfangen. Das ist für 
Vereine natürlich ein Problem. 

Wir müssen also erheblich daran arbeiten, grundlegende Verunsicherung auszuräumen. 
Ein Beispiel, das ich vorhin schon erwähnt habe und das auch hier immer wieder ange-
bracht wird, ist die politische Neutralität: Vereine müssten parteipolitisch neutral sein. 

Sie dürfen nicht unmittelbar Parteien fördern, müssen aber selbstverständlich nicht 
politisch neutral sein, auch wenn sie öffentliche Fördermittel bekommen. Sie dürfen 
Parteien kritisieren; solange sie ihre Satzungszwecke verfolgen, sind politische Mittel, 
also Demonstrationen, Verlautbarungen, Stellungnahmen usw., natürlich erlaubt. Vereine 
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müssen ihre politische Haltung nicht an der Garderobe abgeben. Dafür sind sie ja auch 
gegründet worden; Vereine haben Ziele. Wenn sich auch politische Parteien diese Ziele 
in ihre Programme schreiben, heißt das nicht, dass es Vereinen in dem Moment nicht 
mehr erlaubt ist, für diese einzustehen und womöglich die Gemeinnützigkeit infrage ge-
stellt werden kann. Abgesehen davon sind Vereine auch Grundrechtsträger. 

Kurz gesagt: Das ist für Vereine enorm belastend und aus unserer Sicht einfach schäd-
lich und überflüssig. 

Aus demselben Grund bejahe ich auch die Frage, ob damit das Vertrauen in ehren-
amtliches Engagement geschwächt wird. „Demokratie leben!“ ist dafür ein gutes Bei-
spiel. Das Programm leistet unwahrscheinlich wichtige Arbeit für die Demokratie. Viele 
Vereine in der Fläche schaffen eine Infrastruktur an Orten, an denen es sonst über-
haupt keine Infrastruktur mehr gibt, um gegen Rechtsextremismus, rechten Hass und 
viele andere Dinge vorzugehen. Sie bieten sichere Räume; sie bieten auch jungen 
Leuten Möglichkeiten, sich zu engagieren und ihre Freizeit zu gestalten; sie stärken 
Vertrauen, Teilhabe und Zusammenhalt – ohne kann die Gesellschaft nicht funktionie-
ren. Deswegen sehen wir die Entwicklung hier mit großer Sorge. 

Zur Transparenz sagt Kollege Woltering nun etwas. 

Christian Woltering (Arbeitsgemeinschaft der Spitzenverbände der Freien Wohl-
fahrtspflege des Landes NRW): Die Frage, ob zusätzliche Transparenz insbeson-
dere für kleine Organisationen eine Herausforderung ist, kann ich mit einem klaren 
„Ja“ beantworten, wenn sie mit mehr Bürokratie verbunden ist. Der Deutsche Paritäti-
sche Wohlfahrtsverband Landesverband Nordrhein-Westfalen vertritt über 3.600 Mit-
gliedsorganisationen von der kleinen Beratungsstelle, der Kita um die Ecke bis hin zu 
großen Einrichtungen der Eingliederungshilfe und der Pflege. Unter unserem Dach ist 
alles, was es im zivilgesellschaftlich-wohlfahrtspflegerischen Bereich gibt, vertreten. 
Insofern habe ich einen guten Überblick 

Eine Zahl, die das einordnet: Maximal ein Drittel der Organisationen im zivilgesell-
schaftlichen Bereich hat überhaupt hauptamtliches Personal. Der Rest wird vom Eh-
renamt, von Leuten, die das in ihrer Freizeit, nach der Arbeit, am Wochenende und 
sozusagen nebenbei machen, getragen. Mehr Bürokratie, mehr Hürden, mehr An-
träge, mehr Verwendungsnachweise sorgen dafür, dass die Menschen sich aus dem 
Engagement zurückziehen – das ist mannigfaltig belegt. Es gibt Studien zu Engage-
ment noch und nöcher. Wenn die Bürokratie überwiegt, steigen die Leute aus – schlicht 
und ergreifend, weil sie keine Lust haben, Anträge zu schreiben, denn sie wollen sich 
ehrenamtlich engagieren. Das kann klar gesagt werden. 

Ich sage es noch mal: Das ist kein Plädoyer gegen Transparenz. Es muss sich nur die 
Waage halten zwischen dem, was wir wollen, und zwischen dem, was wir mit zusätz-
lichen Anforderungen an Bürokratie und – ich sage es mal so – Gängelungen produ-
zieren – beides müssen wir befürchten. Laut Rechtsform eingetragene Vereine – das 
ist der allergrößte Teil der zivilgesellschaftlichen Organisationen – sind private Orga-
nisationen. In aller erster Linie sind das private Organisationen, und so und nicht als 
verlängerter Arm des Staates müssen sie auch behandelt werden. 
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Das führt mich im Grunde zu dem Hinweis, dass die Zivilgesellschaft an vielen Stellen 
staatliche Aufgaben übernimmt. Das ist völlig richtig. Gefragt wurde nach den Vor- und 
Nachteilen. Im Grunde genommen haben wir es seit dem Ende des Zweiten Weltkriegs 
mit diesem gesellschaftlichen Vertrag der Subsidiarität zu tun, also damit, dass die 
Zivilgesellschaft überall dort, wo sie Dinge besser machen kann, ein Vorrecht darauf 
hat, sie zu tun, bevor der Staat tätig wird. Das ist im Grunde ein Abwehrrecht gegen 
die öffentliche Hand. Das hat einen Sozialstaat, aber darüber hinaus auch eine demo-
kratische Gesellschaft geschaffen, die sich bewährt hat und absolut erhaltenswert ist. 

Ich versteige mich sogar zu der Botschaft, dass das nur Vorteile hat. Ich sehe überhaupt 
keine Nachteile. Der Umfang der Angebote wäre staatlicherseits nicht zu ersetzen; die 
Qualität wäre staatlicherseits nicht besser; die Vielfalt könnte staatlicherseits nicht bunter 
gestaltet werden; die Kosten wären im Übrigen auch nicht niedriger. Es ist mannigfaltig 
belegt, dass uns als Gesellschaft der Einsatz von ehrenamtlichen Menschen in den 
Einrichtungen, Diensten, in der Zivilgesellschaft, im Ehrenamt, in den Vereinen insgesamt 
günstiger zu stehen kommt, als wenn wir alles zentralstaatlich organisieren würden. 
Davon abgesehen möchte ich mir eine Gesellschaft, in der es anders wäre, schlicht 
und ergreifend auch nicht vorstellen. 

Es wird sie nicht überraschen, aber ich plädiere in meiner Rolle deutlich dafür, die 
Selbstgestaltung und den Selbstgestaltungswillen der Bürgerinnen und Bürger in die-
sem Land hervorzuheben und wertzuschätzen. Man schätzt etwas nicht wert, indem 
man von vornherein unterstellt, dass eine sinistre Motivation im Hintergrund stehen 
würde, eine Motivation, irgendwie gegen eine gesellschaftliche demokratische Ord-
nung zu agitieren. 

Es wird auch immer gesagt, dass das parteipolitische Äußerungen seien. Was sind 
denn parteipolitische Äußerungen? Wir müssen uns doch nur anschauen, wie die par-
teipolitischen Mehrheiten sind: Im Bund sind die anders als im Land. Eine zivilgesell-
schaftliche Organisation kann sich in seiner Haltung und Positionierung doch nicht zu-
rücknehmen, weil sie befürchten muss, dass eine politische Partei das möglicherweise 
als ihre Meinung adaptieren wird. Wenn sich dieser Gedanke durchsetzen würde, wäre 
es sehr leicht, die Zivilgesellschaft mundtot zu machen. Das wollen und können wir 
uns nicht leisten. 

Prof. Dr. Andreas Fisahn (Attac [per Video zugeschaltet]): In der ersten Frage ging es 
um politische Neutralität. Meine wichtige Position bzw. Botschaft ist, dass das Grundge-
setz gar nicht neutral ist, sondern immer als ein Gegenwert, ein Gegenbild zur Nazidik-
tatur gewesen ist und so auch vom Bundesverfassungsgericht ausgelegt wird. 

Deshalb gibt es Art. 79 Abs. 3 GG mit der Ewigkeitsgarantie für Demokratie, Rechts-
staat und Sozialstaat. Deshalb gibt es Art. 1 GG mit der Würde des Menschen an vor-
derster Stelle, was in internationalen Abkommen später übernommen wurde. Das ist 
die Antwort auf die Objektmachung der Menschen in der Nazidiktatur. Deshalb wird 
auch das Bundesverfassungsgericht … Es gibt eine wehrhafte Demokratie, die sich 
gegen antidemokratische Bewegungen zur Wehr setzen muss. Der Staat darf und 
muss also gegen antidemokratische Bestrebungen tätig werden und muss in diesem 
Sinne überhaupt nicht neutral sein. 
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Es gibt auch Art. 3 Abs. 3 GG mit den Diskriminierungsverboten aufgrund von Rasse, 
Herkunft, Abstammung usw. – das ist auch keine neutrale Stellungnahme. Das sind 
absolute Verbote, und in diesem Sinne darf der Staat nicht nur abwarten, sondern hat 
eine Schutzpflicht gegen Diskriminierung. Insofern ist meines Erachtens schon der An-
satz verfehlt. Die Landesverfassung ist ähnlich aufgebaut, indem beispielsweise die 
Schulen zu Offenheit, Menschenfreundlichkeit, Völkerverständigung usw. verpflichtet 
werden und so unterrichtet werden soll. Das ist keine Neutralität. 

Zweiter Punkt: Neutralität kann sich auch nicht auf die einzelnen Organisationen be-
ziehen. Die einzelnen Organisationen können Grundrechte wahrnehmen, soweit sie 
übertragbar sind – das sagt auch das Grundgesetz. Was ist übertragbar? Übertragbar 
auf die Organisationen unterschiedlichster Art in der Zivilgesellschaft ist zum Beispiel 
die Meinungsfreiheit. Die Menschen in diesen Organisationen können die Meinungs-
freiheit wahrnehmen und dementsprechend agieren. 

Es gibt das Argument, dass die dann aber nicht staatlich gefördert werden dürften. 
Politische Neutralität des Staates als parteipolitische Neutralität bedeutet doch nur, 
dass ein möglichst breites Spektrum gefördert wird. Ich sehe es überhaupt nicht so, 
dass der Staat einseitig, wie gerade behauptet wurde, linke Organisationen fördert. 

Dann kommen natürlich die satzungsmäßigen Ziele. Dazu hatte ich eben schon ein 
Beispiel genannt. 

Ist es das Ziel dieses Antrags, die Demokratie, die Meinungsfreiheit, die Zivilgesell-
schaft oder die NGOs zu schwächen? Ich meine, ja. Lesen Sie diesen Antrag mal 
genau: Erst wird immer nur von „sogenannten Nichtregierungsorganisationen“ gespro-
chen. Dann werden parteipolitische Neutralität und politische Neutralität selbst in dem 
eigentlichen Antrag wild durcheinandergewürfelt. Es geht darum, Druck auszuüben, die 
NGOs und die Zivilgesellschaft einzuschüchtern und mundtot zu machen – das ist meine 
feste Überzeugung. Als Antwort auf eine derartig polemische Begründung für den An-
trag ist man geradezu geneigt, von den sogenannten Freien Demokraten zu sprechen. 

Maximilian Schmitt (Landeskoordinierungsstelle gegen Rechtsextremismus und 
Rassismus): Herr Baer, Sie haben nach Prüf- und Kontrollverfahren gefragt und das 
mit Professor Lindners Stellungnahme in Verbindung gebracht. Professor Lindner hat 
gerade selbst gesagt, dass er aus verfassungsrechtlicher Perspektive spricht und zur 
konkreten Förderpraxis in NRW nichts sagen kann. Bei mir ist es genau umgekehrt. 
Deswegen möchte ich jetzt auch nicht konkret aus einer juristischen Perspektive spre-
chen, da das meine Kompetenzen übersteigen würde – ganz einfach. 

Ich kann sagen, dass es hier im Land in den meisten Fällen um Projektförderung nach 
§ 23 LHO, nach § 44 LHO geht: Das sind zweckgebundene Mittel. Es gibt eine Erfolgs-
kontrolle, die überwacht wird. Es gibt umfangreiche Nachweisprüfungen, die sicher-
stellen, dass die Mittel genau zu diesem Zweck verwendet werden. 

Ich weiß, dass wir hier auf Landesebene sind, aber es wurde trotzdem schon mehrfach 
das Bundesprogramm „Demokratie leben!“ angesprochen. Da kann ich nur sagen: Wer 
jemals mit den Kolleg*innen aus dem Bundesamt für Familie und zivilgesellschaftliche 
Aufgaben in Schleife zu tun hatte, wird nicht mehr sagen, dass dort nicht kontrolliert 
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wird. Die sind sicherlich nicht unfehlbar, aber dort gibt es nach der BHO auch umfang-
reiche Kontrollen. Die Anträge sind superaufwendig; da werden auf beiden Seiten viele 
Arbeitsstunden reingesteckt. 

In Verbindung damit nenne ich noch einen Punkt: Neutralität und parteipolitische Neut-
ralität sind zwei unterschiedliche Konzepte. Hier wurde gerade beispielsweise das Pro-
gramm „NRWeltoffen“ angesprochen: Dieses darf sich gar nicht mit Linksextremismus 
auseinandersetzen. In dem Haushaltstitel des Landtags steht explizit, dass die eine 
Beratungsleistung gegen Rechtsextremismus und Rassismus leisteten. Das geht also 
überhaupt nicht anders; das ist eine Frage der Zweckgebundenheit. Die Frage müsste 
also an den Landtag gerichtet werden. Das ist eine politische Frage, das Programm 
kann das aber nicht anders machen. 

Vorsitzende Carolin Kirsch: Dann kommen wir zur zweiten Fragerunde. 

Ralf Witzel (FDP): Ich beziehe jetzt auch weitere Sachverständige mit in die Debatte 
ein, und zwar vor allem … 

Vorsitzende Carolin Kirsch: Ich möchte nur sagen: Wir führen keine Debatte, son-
dern eine Anhörung durch. Ich weiß, dass das etwas pingelig ist, ich möchte aber nicht 
den Eindruck erwecken, dass wir gleich in eine Debatte eintreten. 

(Stefan Zimkeit [SPD]: Keine Debatte!) 

Ralf Witzel (FDP): Selbstverständlich, Frau Vorsitzende. Sie haben semantisch recht. 
Es ist ausschließlich eine Anhörung und nur so war mein Wortbeitrag gemeint. 

Jan Wenzel und Professor Andreas Fisahn, warum betrachten Sie es angesichts des-
sen, was Sie gerade vorgetragen haben, nicht als riesige Chance, wenn hier für mehr 
Transparenz bei den Zahlungsströmen gesorgt wird? Herr Wenzel, Sie haben eben 
gesagt, dass pauschale Verdächtigungen im Raum stünden. Sie habe ich eben auch 
so verstanden, Herr Professor Fisahn. Es müsste dann doch Ihr originäres Interesse 
sein, dass die Zahlungsströme bekannt sind, damit es gar nicht erst zu irgendwelchen 
Verdächtigungen kommt, sondern maximal transparent ist. Das ist die erste Frage, die 
ich an Sie beide habe. 

Dann habe ich direkt noch eine zweite Frage, nämlich zu Ihrem Verständnis von poli-
tischer Einflussnahme, zu dem Sie als Sachverständige in dieser Anhörung die 
Chance haben, uns Ihre Meinung darzustellen. Hier wurde viel, auch von Ihnen, von 
der freiwilligen Feuerwehr und Gebirgswandervereinen gesprochen. Zumindest bei mir 
stehen die nicht im Fokus – auch nicht der WEISSE RING, bei dem jeder sagt, dass 
es doch schön ist, wenn der Gewaltopfern hilft. Da gibt es nichts, was man irgendwie 
kritisieren könnte. 

Es gibt aber sehr wohl auch – in diese Richtung geht meine Frage – ausdrücklich 
politisch agierende Organisationen, beispielsweise für Klimafragen. Die werden über 
Jahre vom Staat ordentlich finanziell ausgestattet und transportieren damit klare Hal-
tungen, die im Wahlkampf natürlich auf die Konten bestimmter Parteien und auf andere 
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eben nicht einzahlen. Wieso halten Sie es nicht für ein Neutralitätsproblem, wenn das 
in diesem Land unausgewogen erfolgt? 

Dr. Anja Stürzl, Professor Josef Franz Lindner, Professor André Thess und Pauline 
Voss, Sie als Sachverständige beraten die Politik hier zu einem konkreten Anhörungs-
gegenstand. Deshalb würde ich Sie gerne fragen: Welche Empfehlungen zur Anpas-
sung von Bestimmungen in Nordrhein-Westfalen würden Sie uns als Gesetzgeber aus 
Ihren unterschiedlichen Perspektiven – juristisch, wissenschaftlich und praktisch – her-
aus mit auf den Weg geben, sei es die förmliche Gesetzgebung oder auch nur Verwal-
tungsvorschriften, Verwendungsauflagen, Haushaltsvermerke betreffend? Was wäre 
Ihre Empfehlung für Änderungen, die es wert wären, über sie für den zukünftigen Um-
gang mit dem NGO-Komplex in Nordrhein-Westfalen nachzudenken? 

Dr. Volkhard Wille (GRÜNE): Eingangs möchte ich sagen, dass es Transparenz, wie 
sie immer eingefordert wird, aus meiner Sicht im Rahmen des Antrags, Bewilligungs-
bescheides und Verwendungsnachweises, wo auf Heller und Pfennig alles nachge-
wiesen wird, gibt. Vor diesem Hintergrund – das sind die Inhalte von Projektfinanzie-
rung – möchte ich zum einen Herrn Professor Lindner etwas fragen. 

Sie haben auch zur Neutralitätsverpflichtung ausgeführt. Die hätten Organisationen 
natürlich nicht, solange Sie vom Staat kein Geld bekommen, war ungefähr Ihre For-
mulierung. Verliert eine NGO quasi ihr Recht auf politische Äußerungen, wenn sie Pro-
jektfinanzierung wahrnimmt? Die meisten Organisationen haben ein großes Budget 
von freien Einnahmen, aus Mitgliedsbeiträgen und Ähnlichem, woraus sie alles, was 
satzungsmäßig ist, finanzieren dürfen – natürlich jeweils auch für das thematische Feld, 
in dem sie tätig sind. Nur für den Bereich der Projektfinanzierung, der vom Staat kommt, 
könnten wie gesagt gewisse Vorgaben gemacht werden. Deshalb möchte ich von Ihnen 
noch mal eine Stellungnahme dazu haben – es ist mir wichtig, das herauszuarbeiten –, 
wenn Sie der Meinung sind, dass auch nur eine kleine Projektfinanzierung schon dazu 
führt, dass die gesamte Organisation plötzlich anderen Auflagen unterliegt. 

Die Praxis von NGOs. Dr. Graf Strachwitz und Professor Fisahn, in den geförderten 
Organisationen werden schon jetzt zahlreiche Maßnahmen getroffen, um die geför-
derte Tätigkeit und die Fördermittel von den Eigenmitteln und den daraus finanzierten 
Arbeiten sauber zu trennen. Ich bitte um eine kurze Schilderung, wie das praktisch 
eigentlich läuft. Denn es wird immer wieder unterstellt, dass das so ein großer Topf ist, 
in den alle ihr Geld schmeißen und die Organisation dann macht, was sie will. Das ist 
ein bisschen der Eindruck, der sich auch in diesem Antrag widerspiegelt. Deshalb in-
teressiert mich die Praxis. 

In einer Stellungnahme wurde sinngemäß gesagt, dass Projekte zur Bekämpfung des 
Rechtsextremismus nicht förderungswürdig wären. Dazu interessiert mich die Ein-
schätzung von Herrn Schmitt aus der Landeskoordinierungsstelle gegen Rechtsextre-
mismus und Rassismus, warum die eben doch förderungswürdig sind, weil das ja wohl 
einer der wesentlichen Streitpunkte ist. 

Jörg Blöming (CDU): Ich habe noch drei weitere Fragen. 
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Herr Jan Wenzel, im Antrag wird ein aufwändiges Prüf- und Kontrollverfahren gefordert. 
Würden Sie sagen, dass ein solches Verfahren tatsächlich praktikabel und finanzierbar 
wäre? Würde es nicht viel mehr Ressourcen binden, die an dieser Stelle fehlen? 

Professor Dr. Andreas Fisahn, Sie haben betont, dass das Grundgesetz und die Lan-
desverfassung NRW keine inhaltliche Neutralität gegenüber demokratischen Strömun-
gen verlangten, sondern Pluralität förderten. Würden zusätzliche Neutralitätsauflagen, 
wie sie die FDP fordert, nicht grundrechtlich geschützte Freiheiten wie die Meinungs-, 
Versammlungs- und Vereinigungsfreiheit unzulässig einschränken? 

Frau Dr. Anja Stürzl, in dem FDP-Antrag wird behauptet, dass es bei der NGO-Förde-
rung eine „Blackbox“ gebe. Könnten Sie bitte einmal erläutern, welche Transparenz- 
und Nachweisverfahren, zum Beispiel Verwendungsnachweise, bereits bestehen und 
ob zusätzliche Forderungen nicht eher zu unnötiger Bürokratie führen würden? 

Stefan Zimkeit (SPD): Herr Schmitt und Herr Strachwitz, ich frage Sie nach ihren Er-
fahrungen. Hier wurde in den Raum gestellt, dass in diversen Programmen nur sehr 
stark linksorientierte Organisationen gefördert würden. Könnten Sie uns aus Ihrer Pra-
xis mal ein paar Beispiele für Organisationen nennen, die zum Beispiel aus „Demokra-
tie leben!“ oder anderen Programmen heraus finanziert werden? 

Vorsitzende Carolin Kirsch: Wir arbeiten zum zweiten Mal die Fragen ab. 

Jan Wenzel (VENRO – Verband Entwicklungspolitik und Humanitäre Hilfe deut-
scher Nichtregierungsorganisationen): Die Transparenz über die Zahlungsströme. 
Es ist wichtig zu schauen, an wen das adressiert ist. Frau Stürzl hat das auch schon 
ein paar Mal gesagt. Ich glaube, dass es aus zivilgesellschaftlicher Sicht überhaupt 
keinen Hinderungsgrund bzw. keine Gegenrede dazu gibt, wenn der Staat Transpa-
renz über die Förderungen herstellt – überhaupt nicht. 

Interessanterweise ist es ursprünglich ein Teil dieser ganzen Debatte, die zum Beispiel 
auch aus dem Europäischen Parlament kommt, dass beispielsweise die Kommission 
selbst nicht weiß, wer die Endverwendungsempfängerinnen sind. 

(Ralf Witzel [FDP]: Genau!) 

Im Grunde richtet sich das Thema nicht an die zivilgesellschaftlichen Organisationen, 
sondern an die staatliche Verantwortung. Ich empfehle, so was dann tatsächlich auf 
Bund-Länder-Ebene zu denken. 

Es gibt in einzelnen Programmen schon relativ viel Transparenz. Eine ganze Menge 
Sachen können gefunden werden. Ich finde, dass man durchaus auch bei „Demokratie 
leben!“ eine ganze Menge findet, sowohl zumindest zu den Primärempfänger*innen 
der Projekte, der Zuwendungen, als auch zu den Evaluierungsberichten der Förderpe-
rioden, die man sich anschauen kann. Das Programm befindet sich also nicht komplett 
im evidenzlosen Bereich, sondern in einem Bereich zweifacher Bestätigung. 

Ich habe nichts dagegen einzuwenden, dass eine Förderdatenband von Bund und 
Ländern aufgebaut wird. Möglicherweise würde das sogar das Engagement fördern, 
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weil Organisationen zu den Förderprogrammen dann eben an zentraler Stelle etwas 
finden könnten. 

Die Frage nach der politischen Betätigung, auch zu einzelnen Zwecken. Der Klima-
schutz wurde explizit genannt. Bis 2019 gab es den Naturschutz schon als gemeinnüt-
zigen Zweck, und 2019 wurde auch der Klimaschutz als gemeinnütziger Zweck einge-
führt. Der Klimaschutz ist ein dezidiert politisches Ziel, das auch gemeinnützig zu ver-
folgen ist. Die Differenz liegt aus meiner Sicht darin, wie der Zweck verfolgt werden 
kann, und ich glaube, dass der Klimaschutz tatsächlich nur mit politischen Mitteln ver-
folgt werden kann. 

Das ist ein Indikator dafür, dass die politische Zweckverfolgung auch angedacht ist – 
auch im Rahmen der Gemeinnützigkeit. Die wird durch eine Projektfinanzierung tat-
sächlich auch nicht eingeschränkt. Es ist ein Irrglaube, dass man sich aufgrund einer 
Projektfinanzierung nicht politisch betätigen darf. Wenn es der Zweckverfolgung dient, 
kann ein Zweck auch gefördert verfolgt werden. So sehe ich das aus meiner politischen 
Lesart heraus. 

Herr Blöming, Sie haben nach den aufwendigen Prüf- und Kontrollverfahren gefragt. 
Das bezieht sich auch auf die Frage, wie politische Betätigung geprüft werden könnte. 
Ich frage: Warum prüfen, wenn es eigentlich erlaubt ist? Warum sollte für eine politi-
sche Betätigung, die nach einhelliger Meinung, also auch nach dem Anwendungser-
lass der Abgabenordnung, im Rahmen der Zweckverfolgung liegt, eine Prüfkommis-
sion eingerichtet werden? Warum sollte das geprüft werden? 

Falls tatsächlich der Fall einer Überschreitung eintreten würde, falls es sich tatsächlich 
um – Herr Professor Dr. Lindner hat das beschrieben – eine direkte oder indirekte 
Parteienfinanzierung handeln würde, gibt es einen Prüfmechanismus, denn dann 
muss eigentlich das Finanzamt einschreiten und prüfen. Die Konsequenz, die entste-
hen würde, wenn so etwas passiert, wäre tatsächlich der Verlust der Gemeinnützigkeit. 
Insofern braucht es aus meiner Sicht kein Prüfverfahren. Die Einschätzung ist generell, 
dass die Anträge, die gestellt werden, eigentlich nicht notwendig sind – abgesehen 
davon, dass damit mehr Transparenz auf der öffentlichen Förderseite hergestellt wer-
den könnte. 

Dr. Rupert Graf Strachwitz (Maecenata Stiftung, Maecenata Institut für Philan-
thropie und Zivilgesellschaft): Ich muss, wenn ich es richtig mitbekommen habe, 
zwei Fragen beantworten. 

Die Trennung zwischen Eigenmitteln, die aus Spenden, Mitgliedsbeiträgen usw. gene-
riert werden, und der Förderung aus öffentlichen Mitteln ergibt sich in den meisten 
Fällen daraus, dass es sich um eine Projektförderung aus öffentlichen Mitteln handelt. 
Zunächst einmal können die sogenannten Leistungsentgelte abgeschichtet werden, 
bei denen es gar nicht um Förderung, sondern schlicht um die Bezahlung von Rech-
nungen geht, etwa bei den Wohlfahrtsverbänden. 

Es kann auch ein kleiner Bereich abgeschichtet werden, bei dem es um institutionelle 
Förderung geht. Wer als Organisation institutionelle Förderung bekommt, kann in vie-
len Strophen ein Lied davon singen, wie stark der Staat dann auch auf das Innenleben 
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der Organisation Einfluss nimmt. Überwiegend geht es aber um Projektförderung, die, 
bevor sie überhaupt gewährt wird, im Einzelnen mit ausführlichen Begründungen und 
ausführlichen Darstellungen, um was es da geht, beantragt und ex post dann natürlich 
auch abgerechnet werden muss. Diese Abrechnung wird üblicherweise mindestens 
zweimal und oft sogar dreimal überprüft. 

Die erste Prüfung erfolgt durch die Behörde, die die Förderung ausgefolgt hat, die 
zweite durch ein Verwaltungsamt und die dritte durch den entsprechenden Rech-
nungshof. Daraus ergibt sich für Organisationen schon, dass diese Projektförderung 
von sonstigen Mitteln, mit denen sonstige Aktivitäten verfolgt werden, exakt getrennt 
werden muss. Es wird auch sehr genau darauf geachtet, dass mit diesen Fördermitteln 
keine Dinge finanziert werden, die nicht Gegenstand dieser speziellen Förderung ge-
wesen sind. 

Die zweite Frage bezog sich auf das Förderprogramm „Demokratie leben!“. Zunächst 
einmal: Die Liste der Erstempfänger von Fördermitteln aus dem Programm ist öffent-
lich bekannt – die können überall eingesehen werden. In meiner Stellungnahme habe 
ich die Quelle genannt und zitiert. Das Problem ist, dass viele dieser Erstempfänger 
Landes- und Kommunalbehörden sind, wie das Bayerische Staatsministerium für Fami-
lie, Arbeit und Soziales oder ähnliche Behörden. Die nehmen den mit großem Abstand 
größten Teil der Mittel aus diesem Programm in Anspruch. Unmittelbare Empfänger aus 
dem zivilgesellschaftlichen Bereich spielen eigentlich eine nachgeordnete Rolle. 

Ob und wie Bund, Land und Kommunen in der Prüfung, in der Aufzeichnung oder in 
der Veröffentlichung von Letztempfängern miteinander umgehen, entzieht sich unse-
rer Kenntnis, und das ist in der Tat ein Defizit. Wir können daran aber nichts ändern. 
Der Adressat dafür ist bzw. sind der Bund, das Bundesamt für Familie und zivilgesell-
schaftliche Angelegenheiten, das diese Mittel administriert, eventuell die Länder oder 
die Kommunen, aber bestimmt nicht die Zivilgesellschaft. 

Dr. Anja Stürzl (Initiative Transparente Demokratie): Die erste Frage war nach kon-
kreten Empfehlungen. Die Gründung unseres Vereins ist noch recht frisch. Ich glaube, 
dass darüber vor allem die Debatte in der Bevölkerung und auch in der juristischen 
Literatur fehlt, weil es in der Geschichte noch nie eine staatliche Förderung von NGOs 
in diesem Umfang gegeben hat. Das ist das Erste, was wichtig wäre, und das Zweite 
wäre, Transparenz zu schaffen. 

Hier muss differenziert werden. Es gibt zum einen die staatliche Förderung durch die 
Gemeinnützigkeit. Die letzten Reformen sind gescheitert. Die Kollegen aus dem Ge-
meinnützigkeitsrecht sind darin sicherlich versierter als ich und können sagen, ob das 
ausreichend ist. Ich möchte nur zu bedenken geben, dass sich sicherlich angeschaut 
werden müsste, inwieweit es den Finanzämtern praktisch möglich ist, diese Kontrollen 
der Gemeinnützigkeit umzusetzen. Ich weiß es wie gesagt nicht. Ich kann nur aus mei-
nen eigenen Erfahrungen im Steuerstrafrecht berichten, dass bei den Finanzämtern 
aufgrund der Personalsituation massive Probleme bestehen, diese Kontrollen über-
haupt wahrzunehmen. 
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Zum anderen gibt es die Förderung über Förderprogramme und eben nicht nur über 
die Gemeinnützigkeit. Wir haben es gerade schon mehrfach gehört, und ich kann 
Ihnen auch nicht Tausend Beispiele nennen. Ich glaube, dass gerade daher die For-
derung nach Transparenz, danach, sich diese Sachen anzugucken, kommt. Allein das 
Beispiel „Demokratie leben!“, bei dem bei über 3.000 Endempfängern nicht klar ist, wie 
die kontrolliert werden oder wer da was bekommt … Ich habe mal versucht, herauszu-
finden, wie man sich für „Demokratie leben!“ bewerben kann. Nach allem, was ich ge-
hört habe, sind das wieder private Organisationen, die darüber entscheiden – korrigie-
ren Sie mich gerne, falls das falsch ist. 

(Kopfschütteln von Jan Wenzel (VENRO – Verband Entwicklungspolitik 
und Humanitäre Hilfe deutscher Nichtregierungsorganisationen) 

Ich halte es für schwierig, wenn die Steuerzahler, deren Geld das ist, überhaupt nicht 
wissen, wo die Gelder hinfließen. 

Herr Blöming, könnten Sie Ihre Frage wiederholen? Ich will konkret antworten und bin 
mir nicht sicher, ob ich es richtig verstanden habe. 

Jörg Blöming (CDU): Ich kann die sehr gerne wiederholen. In dem FDP-Antrag wird 
behauptet, es gebe bei der NGO-Förderung eine „Blackbox“. Könnten Sie erläutern, 
welche Transparenz- und Nachweisverfahren, zum Beispiel Verwendungsnachweise, 
bereits bestehen und ob zusätzliche Forderungen nicht eher zu unnötiger Bürokratie 
führen würden? Vielleicht könnten Sie das noch mal erläutern. 

Dr. Anja Stürzl (Initiative Transparente Demokratie): Ich weiß nicht, was es für 
Nachweise oder Verfahren gibt. 

Zum Begriff „Blackbox“ habe ich eben schon mal etwas erläutert. Ich halte das alles 
für emotional sehr aufgeladen. Aber gerade Beispiele wie das von mir genannte, bei 
dem die über 3.000 Endempfänger nicht bekannt sind, sind, glaube ich, gemeint. Die 
„Blackbox“ ist nicht mein Ausdruck. Ich glaube, dass es nur um Transparenz geht. 

Deswegen auch noch mal: Ich bin nicht gegen die Zivilgesellschaft. Wir als Verein sind 
das nicht – das wird immer wieder unterstellt. Man muss das differenzieren. 

Prof. Dr. Josef Franz Lindner (Universität Augsburg): Ich gehe zunächst auf die 
Frage nach der Projektförderung und politischer Neutralität ein. Meine vorherigen Äu-
ßerungen könnten ein Missverständnis provoziert haben. Eine NGO, die Projektförde-
rung erhält, hat sich im Rahmen der Zwecksetzung natürlich an den gesetzten Zweck 
zu halten, verliert darüber hinaus aber nicht die Möglichkeit, zu anderen politischen, 
parteipolitischen und sonstigen Themen Stellung zu nehmen. Wenn Organisationen 
einmal eine Projektförderung erhielten, wären sie dann nicht gewissermaßen zum 
Schweigen verurteilt. Das wäre mit den Grundrechten, die auch jede NGO über 
Art. 5 GG hat – der Kollege Fisahn hat das ausgeführt –, nicht vereinbar. 

Problematischer ist es, wenn die Projektförderung als solches gegen die parteipolitische 
Neutralitätspflicht bestehen würde. Würde beispielsweise eine NGO „X“ Fördermittel 
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bekommen, um gezielt Demonstrationen gegen die C-Partei zu organisieren, wäre das 
sicherlich ein Verstoß der Projektförderung gegen die staatliche Neutralitätspflicht, weil 
der Staat selbst solche Demonstrationen eben auch nicht organisieren dürfte. 

Wenn es sich aber um eine als solches unproblematische Projektförderung handelt, 
beispielsweise die Durchführung von Demokratiekursen auf dem Land für die Landbe-
völkerung oder so was, würde die NGO, die das organisiert, natürlich nicht ihres 
Rechts verlustig gehen, sich zu allgemeinen politischen Fragen zu äußern. Diese Un-
terscheidung wollte ich noch einmal machen. 

Zu Empfehlungen habe ich in meiner Stellungnahme einiges geschrieben. Es muss 
grundsätzlich darüber nachgedacht werden, wie die beiden Anforderungen, die das 
Bundesverfassungsgericht in der Entscheidung aus dem Jahr 2023 zur staatlichen Fi-
nanzierung parteinaher Stiftungen entwickelt hat, noch stärker abgesichert werden 
können. 

Das ist erstens das Verbot der verdeckten Parteienfinanzierung. Es könnte beispiels-
weise in ein Gesetz oder in die Förderrichtlinien hineingeschrieben werden, dass da-
rauf zu achten ist, ob die geförderte NGO eine besondere Parteinähe aufweist. Das 
Bundesverfassungsgericht hat vier klare Kriterien formuliert, anhand derer das geprüft 
werden kann: organisatorische Selbstständigkeit, rechtliche Selbstständigkeit, eigen-
verantwortliche Durchführung von Projekten und gebotene Distanz in der Praxis. Diese 
vier Kriterien könnten zum Beispiel als Prüfprogramm aufgelegt werden. 

Zweitens sollte bei der Förderung von NGOs im politik-, im parteinahen Bereich – es 
geht nur um diese; für alle anderen würde ich keine weiteren bürokratischen Hürden 
vorschlagen, denn das würde keinem was bringen – für eine gewisse politische Aus-
gewogenheit im Rahmen eines Förderprogramms gesorgt werden. 

Es könnte darüber nachgedacht werden, ob dafür, wer über solche Förderanträge ent-
scheidet – im Bund ist das derzeit, glaube ich, der Minister oder die Ministerin –, so 
ähnlich wie im Wissenschaftsbereich, in dem es eine gewisse Neutralitätspflicht gibt, 
nicht doch ein multiprofessionelles oder multi-institutionelles Gremium zusammenge-
stellt werden sollte. Dieses könnte sich Förderprogramme und Förderanträge hinsicht-
lich hinreichender politischer Ausgewogenheit anschauen. Weitergehende Vorschläge 
würden womöglich zu noch mehr Bürokratie führen. 

Ich habe noch einen letzten Vorschlag, der damit zusammenhängt. Es ist schon im 
Interesse der Transparenz und auch der Bürger, sich ein Bild darüber machen zu kön-
nen, wer was erhält. Es müssen keine Bilanzen offengelegt werden, aber es sollte 
gesagt werden, dass eine Organisation „X“ aus einem Programm heraus institutionell 
oder projektbezogen mit den Mitteln in Höhe von „Y“ gefördert wird, sodass das jeder 
nachschauen und sich jeder selbst ein Bild machen kann. Dieses Desiderat könnte 
eigentlich Konsens sein. 

Pauline Voss (NIUS): Ich wurde gefragt, welche konkreten Empfehlungen ich geben 
kann. Die Frage ist immer, was politisch machbar ist. Ich gehe jetzt erst mal vom Mi-
nimum aus. Es ist dringend notwendig, Transparenz zu schaffen, wie auch meine Vor-
redner schon erklärt haben. Es ist erst mal sicherzustellen, dass Informationen darüber, 
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wer gefördert wird, nicht immer erst aufgrund von Kleinen Anfragen – das erleben wir 
auf Landes-, aber auch auf Bundesebene – herauskommen, sondern dass das auto-
matisch nachgehalten, veröffentlicht und auch im Internet für alle einsehbar wird, damit 
man weiß, wohin das Geld fließt. Dann wissen auch die Regierung und der Staat, wie 
viel davon in politische Agitation, in Demonstrationsaufrufe, wie ich sie vorhin beschrie-
ben habe, fließt. 

Ein zweites wichtiges Thema ist die Evaluierung solcher Programme. Die gibt es zwar, 
allerdings oft mit Beteiligten – zum Beispiel bei „Demokratie leben!“ und NRWeltoffen –, 
sodass die Leute, die Fördergelder empfangen, teilweise daran beteiligt sind und dann 
ihre eigenen Projekte, von denen sie profitieren, bewerten. Das muss aber unter ex-
ternen Kriterien und mit externen Prüfern bewertet werden, weil bei diesen Evaluierun-
gen sonst natürlich keine Unabhängigkeit gegeben ist. 

Drittens bräuchte es meiner Ansicht nach klare Förderkriterien, nach denen staatliches 
Geld nicht fließen darf, wenn politisch Einfluss genommen wird. Politische Einfluss-
nahme ist völlig in Ordnung, meiner Ansicht nach aber eben nicht mit Steuergeldern, 
weil es dann zu den von mir beschriebenen problematischen Abhängigkeiten kommt. 
Es braucht zum einen klare Kriterien, die das ausschließen, und meiner Ansicht nach 
zum anderen auch die Streichung aller Mittel, die in solche politischen Aktivitäten flie-
ßen. Ich habe dazu vorhin zahlreiche Beispiele genannt. Es fällt auf, dass so etwas oft 
unter dem Label der Extremismusbekämpfung firmiert, was ja ein absolut legitimes 
Anliegen ist. Die Gelder werden dann aber gegen bestimmte politische Strömungen 
eingesetzt, und so was würde ich radikal streichen. 

Prof. Dr. Andreas Fisahn (Attac [per Video zugeschaltet]): Mir fehlt es in einer ge-
wissen Weise an Logik. Einerseits wird immer gesagt, dass nicht nur links gefördert 
werden dürfe oder dass immer links gefördert würde und dass das alles unausgewo-
gen sei. Gleichzeitig wird aber kritisiert, dass eine Abhängigkeit des Staates geschaf-
fen werde. 

Der Staat scheint also absolut links zu sein. Ich stelle mir das mal eben vor. 

(Zuruf von Stefan Zimkeit [SPD]) 

Gerade eben kam das Bayerische Staatsministerium für Familie, Arbeit und Soziales 
vor, das die Mittel als Ministerium dann weiterverteilt. Dieses Bayerische Staatsminis-
terium verteilt dann also nur an linke Gruppen? Ich kann mir das ehrlich gesagt nicht 
vorstellen. 

Zur Kontrolle ist ausführlich etwas gesagt worden. Es wurde aber noch nicht erwähnt, 
dass am Ende auch noch die Gerichte kontrollieren: Nach den Parlamenten, nach der 
Verwaltung, nach dem Rechnungshof besteht die Möglichkeit, dass Gerichte kontrol-
lieren. 

Es wurde gesagt, die Feuerwehr und die Wandervereine seien nicht gemeint gewesen. 
Nehmen wir mal das Beispiel des Wandervereins. Der Wanderverein weist also diesen 
wunderbaren Steig im Odenwald aus, und der wird dann von einer nationalistischen, 
rechtsextremen Organisation in Anspruch genommen. Wir hier im Odenwald können 
uns vorstellen, dass das passiert. Dann sagt der Wanderverein: Wir haben damit nichts 
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zu tun; wir machen eine politische Stellungnahme und weisen diese Vereinnahmung 
zurück. – Das ist dann eine politische Stellungnahme, wodurch der Verein möglicher-
weise zwar nicht die Projektförderung verliert, aber die Gemeinnützigkeit, die für den 
Wanderverein auch wichtig ist. Darin besteht das Problem. 

Das besteht auch bei Fußballvereinen – die wurden auch schon aufgenommen – oder 
Sportvereinen. Sportvereine, Fußballvereine waren da führend. Auf Bundesebene ist 
das bekannt. Es ist aber auch klar, dass es auch in der 3. Liga inzwischen wesentliche 
rechtsextreme Äußerungen und entsprechende Diffamierungen der Spieler gibt. Was 
macht ein Fußballverein, der gemeinnützig ist, Hooliganarbeit leistet und gegen solche 
rassistischen Tendenzen vorgeht, dann? Möglicherweise verliert er die Gemeinnützig-
keit. Das ist auch eine Form der Förderung, die im Blick behalten werden sollte. 

Es wurde auch gesagt, dass Organisationen, die sich um Klimafragen kümmern, doch 
politisch seien, dass das doch einseitig politisch sei. Nein, das ist es nicht. Die Klima-
frage ist eine Menschheitsfrage, die von allen Parteien, die nicht auf Fake News basie-
ren oder hören, geteilt wird und vom Bundesverfassungsgericht als Verfassungsauftrag 
festgestellt wurde. Im Sinne zukünftiger Generationen müsse das Klima, so unserer Ver-
fassungsauftrag, gestützt werden, und der Staat habe die Verpflichtung, das zu tun. Was 
spricht also dagegen, wenn der Staat diese Aufgabe auch an Private dirigiert. 

Ich wurde auch gefragt, ob damit nicht Grundrechte unzulässig eingeschränkt werden. 
Ja, werden sie. 

Die Wissenschaftsfreiheit bedeutet übrigens natürlich nicht, dass der Wissenschaftler 
zur Neutralität verpflichtet ist. Forschung und Lehre seien frei, was nicht von der Treue 
zur Verfassung entbinde, heißt es im Grundgesetz ausdrücklich. Die Neutralität steht 
ausdrücklich nicht darin. Ganz im Gegenteil: Die Wissenschaft lebt von der Nichtneut-
ralität – jedenfalls sollte sie davon leben; manchmal ist das nicht so, das ist aber eine 
andere Frage –, von der Positionsbestimmung, die auch über die allgemeine, die vor-
herrschende Meinung hinausgeht und diese infrage stellt. Die Wissenschaft muss nicht 
neutral sein, und da fängt das Problem an. 

Die Neutralität wird in alle möglichen Bereiche hineingetragen, in denen sie überhaupt 
nichts zu suchen hat. Das sehe ich auch bei vielen Organisationen oder vielen Fragen, 
die die Zivilgesellschaft betreffen. Damit werden deren Grundrechte – die Versamm-
lungsfreiheit, die Meinungsfreiheit – eingeschränkt. Ich kann die Frage nur bejahen. 

Maximilian Schmitt (Landeskoordinierungsstelle gegen Rechtsextremismus und 
Rassismus): Ich habe mir zwei Fragen notiert. Die erste lautete, ob Projekte gegen 
Rechtsextremismus förderfähig oder eben nicht förderfähig seien. Die einfache Ant-
wort ist natürlich, dass sie förderfähig sind, weil der Landtag als Haushaltsgesetzgeber 
Mittel dafür bereitstellt. 

Ausführlicher könnte man sich jetzt fragen, warum er das tun sollte bzw. warum er das 
tut. Der Landtag tut das vielleicht unter anderem, weil alle Verfassungsschutzbehörden 
einhellig sagen, dass die Extremismusform des Rechtsextremismus die größte Gefahr 
in diesem Land darstelle. In NRW hat es allein im Jahr 2024 mehr als 5.500 rechtsextreme 
Straftaten gegeben. Das kann im „Lagebild Rechtsextremismus“ des Innenministeriums 
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nachgelesen werden. Mir erschließt sich nicht, warum das nicht möglich sein sollte, weil 
es sich bei der Förderung von Projekten gegen Rechtsextremismus, Rassismus und 
Antisemitismus absolut nicht um eine parteipolitische Frage handelt. 

Es gab auch eine Frage zu „Demokratie leben!“ und Förderempfängern. Der Kollege 
hat schon einiges dazu gesagt. Die Hauptförderempfänger sind die jeweiligen Landes-
Demokratiezentren, die in den Ministerien der Bundesländer unterschiedlichen partei-
politischen Realitäten unterliegen. Eine weitere große Säule sind die „Partnerschaften 
für Demokratie“ für kommunale Empfänger, auch mit völlig unterschiedlichen parteipo-
litischen Realitäten, in ganz Deutschland. Ich glaube, dass es keinen Sinn macht, ein-
zelne Träger aufzuzählen. 

(Stefan Zimkeit [SPD]: Doch eigentlich schon!) 

Durch die Medien ging, dass die einzige parteinahe Stiftung, die gefördert wurde, die 
Konrad-Adenauer-Stiftung war. Allgemein erschließt sich mir die Annahme, dass bei 
einem Programm gegen Rechtsextremismus und für Demokratie nur linke Organisati-
onen gefördert werden, nicht. 

Vorsitzende Carolin Kirsch: Wir haben noch ein wenig Zeit für eine weitere Frage-
runde. Um 16:30 Uhr wollen wir fertig sein. 

(Ralf Witzel [FDP]: Ich hatte auch Herrn Thess eine Frage gestellt!) 

– Entschuldigung, die Frage habe ich übersehen bzw. ich habe das gerade nicht wahr-
genommen. Herr Thess, ich wollte Sie nicht abwürgen. 

Prof. Dr. André D. Thess (Universität Stuttgart, Lehrstuhl für Energiespeicherung): 
Kein Problem. – Herr Witzel, Sie haben gefragt, welche konkreten Maßnahmen aus 
Sachverständigensicht sinnvoll wären. Die von der FDP geforderten Maßnahmen halte 
ich für plausibel, nachvollziehbar und sinnvoll. An drei Stellen würde ich weitergehen 
als das, was die FDP gefordert hat. Meine Ausführungen beziehen sich ausdrücklich 
auf die Bereiche „Energie“ und „Klima“. 

Erstens. Wenn das Land Nordrhein-Westfalen zu dem Schluss kommt, Organisationen 
zu fördern, die etwas mit Energie und Klima zu tun haben, müssten Sie diese Organi-
sationen auf die Regeln der guten wissenschaftlichen Praxis der Deutschen For-
schungsgemeinschaft verpflichten. Die Organisationen müssten dann ihre Papers in 
Fachzeitschriften mit unabhängiger Qualitätssicherung publizieren und die Trennung 
von Fakten und Meinungen beachten. 

Es ist voll und ganz legitim, dass eine Denkfabrik sagt, sie bevorzuge Sonn- und Wind-
energie gegenüber Kernenergie. Es ist aber nicht akzeptabel und würde zum Verlust 
der Förderung führen, wenn diese Organisation systematisch verschweigt, dass der 
Weltklimarat die Kernenergie neben Sonn- und Windenergie in allen Berichten als eine 
Klimaschutztechnologie bezeichnet. Wenn das verschwiegen wird, verliert die Organi-
sation ihre Förderwürdigkeit. 

Zweitens. In einer Verpflichtung, dass die staatlichen Fördersummen in allen Publika-
tionen genannt werden, erkenne ich keine Bürokratie. Wenn ein Handwerker am Rhein 
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einen Radweg baut und ein Schild „Gefördert durch die EU“ aufstellt, habe ich noch 
nie gehört, dass sich darüber jemand beschwert. Wenn eine NGO oder eine Denkfab-
rik in ihrer Publikation die genaue Höhe der Förderung ausweisen muss, kann ich darin 
ebenfalls keine Bürokratie erkennen. 

Last but not least. Im Sinne dieses von mir geprägten Reinheitsgebotes für ihre Bezeich-
nung sollten sich Organisationen entscheiden müssen – das wäre mein Vorschlag –: 
Entweder sie bezeichnen sich als NGO und können dann kein Geld vom Staat bekom-
men oder sie bekommen Geld vom Staat und das Label „NGO“ ist für sie tabu. 

Über die Empfehlungen, die Vorschläge der FDP hinausgehend, sage ich allerdings 
mit Blick auf die gute Kenntnis der Forschungsaktivitäten in den Universitäten, auch 
hier in Nordrhein-Westfalen, dass keinerlei Notwendigkeit besteht, in NRW auch nur 
einen einzigen Euro für Klima- und Energieforschung und Studienaufgaben auszuge-
ben. Ihre Universitätslandschaft, ihre Forschungslandschaft öffentlich geförderter Ein-
richtungen ist bunt genug; sie können da alles abbilden, was Sie brauchen. Deswegen 
gehe ich noch weiter: Ich würde eine sofortige, vollständige und ersatzlose Streichung 
der Förderungen von Denkfabriken und NGOs mit dem Bezug zu Energie und Klima 
fordern, weil das anderweitig viel besser und zu wesentlich geringeren Kosten realisiert 
werden kann. 

Vorsitzende Carolin Kirsch: Wir wollen möglichst um 16:30 Uhr fertig sein. Es gibt 
noch Kollegen, die sich mit Fragen gemeldet haben. Angesichts der fortgeschrittenen 
Zeit bitte ich darum, jeweils nur noch eine Frage zu stellen, damit wir pünktlich zum 
Ende kommen. 

Dr. Volkhard Wille (GRÜNE): Ich möchte zum Schluss auch wirklich nur eine Frage 
stellen. Ausgangspunkt der Kritik oder dieses Antrages der FDP ist, dass sich die Re-
gierung nicht quasi auf Umwegen über die Zivilgesellschaft ihre Politik schönreden 
oder promoten lassen solle. Herr Professor Linder hatte eben darauf hingewiesen, 
dass es ihm eigentlich um den politiknahen Bereich geht. Die Frage ist: Was ist denn 
eigentlich politiknah? Das meiste Papier auf meinem Schreibtisch kommt nämlich nicht 
aus dem NGO-Bereich, sondern aus dem Wirtschaftsbereich. Die Frage richtet sich 
an Professor Lindner, Frau Handtmann und Graf von Strachwitz. 

Ich nenne jetzt ein konkretes Beispiel. Die Landwirtschaft bekommt ungefähr 7 Milliar-
den Euro an Steuergeldern – großenteils übrigens ohne jegliche Auflagen. Deren Ver-
treter sind nun nicht für ihr unpolitisches Auftreten, sondern als eine der schärfsten 
Lobbygruppen überhaupt bekannt. Wie verträgt es sich, dass wir über den Einfluss 
von Staatsgeld in der Gesellschaft sehr unterschiedlich reden? Die Zivilgesellschaft 
wird fast kriminalisiert, und von ganzen Wirtschaftsbranchen, die eben auch mit Steu-
ergeldern finanziert werden – man kann darüber diskutieren, an welcher Stelle das gut 
oder schlecht ist –, findet massiver Einfluss statt. Im Abschlussstatement würde ich 
von den drei genannten Sachverständigen gerne eine Einschätzung dazu hören. 

Jörg Blöming (CDU): Ich habe noch eine kurze Nachfrage an Frau Dr. Stürzl: Wie 
kommen Sie zu der Folgerung, dass es in Nordrhein-Westfalen überhaupt keine 
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Nachweispflichten gibt? Auf meine Nachfrage hin haben Sie gerade gesagt, dass Sie 
die nicht kennen. Ich habe mal in der Landeshaushaltsordnung nachgeguckt: Laut 
§ 23 LHO und § 44 LHO sind Verwendungsnachweise vorzulegen, und dort stehen 
Vorgaben zur Dokumentation. 

Ralf Witzel (FDP): Dr. Anja Stürzl, Professor Josef Franz Lindner und Pauline Voss, 
es geht mir um das Verhältnis von Staat und NGOs. In einigen Wortbeiträgen und 
Stellungnahmen sind die ja ein bisschen in Verdacht geraten, schwerpunktmäßig eine 
gewisse – in Anführungszeichen – links-grüne Szene zu finanzieren. 

Wenn man das als Problem identifiziert, wie sollte man damit umgehen? Fehlen uns 
nur genügend rechte oder andere NGOs? Brauchen wir einfach mehr auf der anderen 
Seite, oder müssen wir das Verhältnis von Staat und NGOs an sich anders definieren, 
anders definieren, welche Aufgaben delegiert werden? 

Professor Fisahn hat eben gefragt, was dagegenspreche, diese Tätigkeiten an NGOs 
zu delegieren, wenn Ziele wie der Klimaschutz an sich doch legitim seien. Müssen wir 
nachjustieren, wenn NGOs und nicht der Staat Meldestellen und Beratungsstellen betrei-
ben, wobei doch der Staat das als eine seiner Aufgaben sieht? Wie stehen Sie zu diesem 
Spannungsverhältnis? Was dürfen NGOs und der Staat im Zusammenwirken machen? 

Stefan Zimkeit (SPD): Ich richte meine Frage an den Landesjugendring. Es ist gerade 
wieder behauptet worden, dass bestimmte Förderungen nur in einen links-grünen Be-
reich fließen würden. Könnten sie aus Ihrer Sicht mal die Pluralität der im Bereich der 
Jugend oder des Landesjugendrings geförderten Organisationen darstellen? 

Dr. Rupert Graf Strachwitz (Maecenata Stiftung, Maecenata Institut für Philan-
thropie und Zivilgesellschaft): Ich muss jetzt versuchen, ganz kurz auf eine außer-
ordentlich schwierige und komplexe Frage zu antworten. Ich fange mal damit an, dass 
der Ausdruck „NGO“ an sich von der UNO sehr präzise definiert worden ist. Er wird 
hier bewusst mit einem völlig anderen Sinn gebraucht, und damit sind wir bei dem, 
was hier als Kriminalisierung gekennzeichnet wurde. Er wird bewusst gebraucht, um 
durch „non“ bzw. „Nichtregierungs-“ den Eindruck zu erwecken, als ob das sozusagen 
immer die Falschen wären. Das ist nicht richtig. Bei der UNO hat das eine völlig andere 
Bewandtnis. 

In der Tat ist es aber richtig, dass die Mittel, die den Organisationen zufließen – um 
die geht es hier –, quantitativ in keinem Verhältnis zu denen stehen, die der Wirtschaft, 
der Landwirtschaft, der Wissenschaft, anderen Bereichen zufließen. Daraus ergeben 
sich folgende Fragen. Warum wird gerade dieser relativ kleine Förderbereich so auf-
gebauscht? Warum geht es plötzlich, wie es im Jargon jetzt schon heißt, um NGO-
Bashing? 

Die Antwort ist wahrscheinlich sehr vielfältig und würde in der Tat eine längere Diskus-
sion erfordern. Ein Grund ist wahrscheinlich, dass in diesen Organisationen eine ganze 
Menge kreatives Potenzial steckt, und zwar ein kreatives Potenzial, das einer offenen 
Gesellschaft ziemt und zugutekommt, aber nicht allen in den Kram passt. Es geht also 
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eigentlich darum, bestimmte Meinungen, bestimmte Meinungsbildungen, bestimmte 
Thesen, die vertreten werden, bestimmte Entwicklungen möglichst zurückzudämmen. 
Das kann eigentlich nicht Aufgabe des Staates sein, denn da verletzt der Staat die 
vielfach zitierte politische Neutralität. 

Dr. Anja Stürzl (Initiative Transparente Demokratie): Diesmal habe ich die Fragen 
richtig notiert. 

Zur Frage von Herrn Blöming. Ich habe zu keinem Zeitpunkt gesagt, dass es keine 
Nachweispflichten gibt. Es ist genau das Problem dieser ganzen Debatte, dass es im-
mer rechts gegen links, schwarz gegen weiß und Gut gegen Böse ist. Diese Pauscha-
lisierungen tun dieser ganzen Debatte nicht gut. 

Zu dem Verhältnis zwischen dem Staat und NGOs sowie zu Links-Grün. Ich sehe das 
wie Professor Lindner aus der juristischen Perspektive, und mir ist egal, ob es rechts 
oder links ist. 

(Zuruf) 

Das ist kein parteipolitisches Thema, sondern es geht um juristische Fragestellungen. 

Gerade wurde immer wieder gesagt, dass der Staat seine Aufgaben doch auf Private 
verlagern dürfe. Nein, das darf er nicht. Das ist erstes Semester, Öffentliches Recht. 
Es gibt sogenannte Beliehene, bei denen das aus organisatorischen Gründen möglich 
ist, aber nicht in diesen sensiblen Bereichen, über die wir sprechen. Dazu gibt es klare 
Richtlinien. Das ist juristisch gesehen eine falsche Aussage. 

Prof. Dr. Josef Franz Lindner (Universität Augsburg): Zu dem nicht ganz zu Un-
recht aufgeworfenen Verwandtenproblem des Lobbyismus; zu der Tatsache, dass 
auch die Landwirtschaft und Wirtschaftsverbände einen starken Einfluss haben und 
dafür finanziert werden. Das Fass kann ich jetzt nicht mehr wirklich aufmachen. Das 
sind zwar strukturell vergleichbare, aber doch ganz unterschiedliche Bereiche. Ich bitte 
um Nachsicht, dass ich dazu keine Stellung nehme. 

Zum Verhältnis zwischen dem Staat und NGOs. Das ist vielschichtig. Ich kann daran 
anknüpfen, was Frau Stürzl sagte. Der Staat kann sich der NGOs natürlich bedienen, 
wenn er das für zweckmäßig hält, um bestimmte Aufgaben zu erfüllen. Das gibt es 
unter dem Deckmantel, unter dem Begriff der Beleihung. Der Staat beauftragt also 
jemanden damit, ihn bei der Erfüllung einer Aufgabe zu unterstützen. Das kann bei 
den sogenannten Trusted Flaggern beobachtet werden. Das sind zivilrechtliche Stellen, 
die im Rahmen des Digital Service Acts in die Internetkriminalitätsbekämpfung einbezo-
gen werden. Das ist so ein Fall. Das nehmen durchaus NGOs wahr. Dagegen ist über-
haupt nichts zu sagen, wenn das auf einer vernünftigen Rechtsgrundlage erfolgt. 

Davon zu unterscheiden ist aber, dass der Staat an NGOs nicht das übertragen darf, 
was er selbst nicht darf. Das ist der Punkt, den ich noch mal stark hervorheben möchte. 
Bei den Meldestellen, die gezielt für die Meldung von unbotmäßigen Aussagen unter-
halb der Strafbarkeitsgrenze geschaffen worden sind, bekommt man Probleme, weil 
der Staat selbst solche Äußerungen nicht brandmarken dürfte, weil sie von der 
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Meinungsäußerung gedeckt sind, und dann auch keine NGOs damit beauftragen kann, 
unterhalb der Strafbarkeitsgrenze von der Meinungsfreiheit geschützte Äußerungen in 
irgendeiner Weise zu inkriminieren. Diese beiden Aspekte müssen auseinandergehal-
ten werden. 

Pauline Voss (NIUS): Ich wurde gefragt, ob uns andere NGOs fehlen, ob uns womög-
lich rechte oder liberale NGOs fehlen. Ich bin absolut gegen ein Wettrüsten der NGOs, 
wenn es um diesen politischen Bereich geht. Vielmehr finde ich – das habe ich vorhin 
auch schon gesagt – dass die Förderung dieser NGOs grundsätzlich gestrichen wer-
den müsste. 

Politische Ziele sollten eben nicht von staatlich geförderten NGOs erreicht werden. Für 
die Erreichung politischer Ziele gibt es klare Orte, und das sind die Parlamente. Wenn 
in den Parlamenten Dinge passieren, mit denen das Volk nicht zufrieden ist, gibt es 
unterschiedliche Arten von Protest – Demonstrationen, öffentliche Arbeit –, die gewählt 
werden können. Politische Ziele sollten über diese Wege verfolgt werden und nicht 
über NGOs, und zwar weder von links noch von rechts. 

Stephanie Handtmann (Allianz „Rechtssicherheit für politische Willensbildung“): 
Herr Dr. Wille hat die Diskrepanz zwischen dem Einfluss und der Macht von Lobby-
gruppen aus der Wirtschaft oder aus der Landwirtschaft im Gegensatz zu den Gruppen 
aus der Zivilgesellschaft angesprochen. Diese Diskrepanz besteht, und das ist, glaube 
ich, zweifelsfrei. Es gibt dazu jede Menge Untersuchungen, zum Beispiel von der Or-
ganisation LobbyControl, die im Übrigen nicht staatlich gefördert wird und gemeinnüt-
zig ist. 

Die Untersuchungen zeigen, dass nicht nur die finanzielle Macht von industriellen Lob-
bygruppen ungleich höher ist, sondern dass auch die Zugänge zur Politik und die Ein-
flussnahme auf die Gesetzgebung ungleich höher sind. Das steht in keinem Verhältnis 
zu den Zugängen, zur finanziellen Macht und zu Möglichkeiten der Einflussnahme der 
Zivilgesellschaft. Die Zivilgesellschaft vertritt Interessen von Minderheiten, von unter-
repräsentierten Gruppen und arbeitet zum Beispiel für die Erhaltung der natürlichen 
Lebensgrundlagen – um es kurz zu fassen. Da liegt die Vermutung nahe, dass unbe-
queme Positionen noch weiter an den Rand gedrängt werden sollen, wie es eben auch 
in diesem Antrag vorliegt. 

Maja Tölke (Landesjugendring NRW [per Video zugeschaltet]): Der Landesjugend-
ring ist wie gesagt eine Arbeitsgemeinschaft aus 25 landesweit tätigen Jugendverbän-
den. In unserer Arbeitsgemeinschaft schließt sich die gesamte gesellschaftliche Breite 
an Jugendverbänden für junge Menschen zwischen 6 und 27 Jahren zusammen. 

Viele Jugendverbände sind deutlich über 100 Jahre alt, manche zählen aber auch nur 
wenige Jahre. Das hat auch mit der Geschichte Deutschlands zu tun. 1933 ist die 
Mehrheit der Jugendverbände verboten worden, und es gab nur noch eine Staatsju-
gend. Im SGB VIII wurde aus diesem Grund Folgendes festgehalten: 
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„In Jugendverbänden und Jugendgruppen wird Jugendarbeit von jungen Men-
schen selbst organisiert, gemeinschaftlich gestaltet und mitverantwortet.“ 

Über unsere Mitglieder hinweg können wir die Aussage treffen, dass sich musisch-
kulturelle Jugendverbände, sportliche Jugendverbände, religiöse Jugendverbände, 
Landjugenden, Natur- und Umweltverbände, Migrant*innenjugendselbstorganisatio-
nen, 11 in Not rettende Verbände – die sogenannten Blaulichtverbände wurden hier 
auch schon genannt –, Arbeiter*innenjugendverbände, verschiedene Pfadfinder*in-
nenverbände und mehrere Gewerkschaftsjugenden zusammenschließen. 

Vorsitzende Carolin Kirsch: Das war die letzte Antwort, und damit haben wir das 
Ende der Anhörung erreicht. 

Im Namen der Ausschussmitglieder bedanke ich mich noch einmal sehr herzlich bei 
den Sachverständigen für Ihr Kommen und Ihre Mitwirkung. Wir wünschen Ihnen eine 
gute Heimreise. 

Ich schließe die Sitzung. 

gez. Carolin Kirsch 
Vorsitzende 

Anlage 
29.10.2025/29.10.2025 
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